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Vorwort 

Die fünfte Konferenz des Forschungskreises Vereinte Nationen fand am 
27. und 28. Juni 2003 an der Universität Potsdam statt. Sie stand unter 
dem Schwerpunktthema „Die deutsche UN-Politik 1973-2003", würdigte 
aber auch den Beitritt der Schweiz zu den Vereinten Nationen und wid-
mete sich aus aktuellem Anlaß ebenfalls der ,,Neue[n] Struktur der UN-
Informationsarbeit in Europa". 

Insgesamt sieben Referate bereiteten die Konferenzthemen in bewährter 
Kombination von Wissenschaft und Praxis auf. Die hier abgedruckten 
Referate machen zusammen mit den Diskussionen, die zusammenge-
faßt wiedergegeben werden, deutlich, daß die Attraktivität der Vereinten 
Nationen gerade für kleine und mittlere Staaten unvermindert vorhanden 
ist. Der Kontrast der Erwartungen des Neumitgliedes Schweiz mit den 
Erfahrungen der Bundesrepublik Deutschland aus drei Jahrzehnten Mit-
gliedschaft zeigt dabei ein interessantes Spektrum von Chancen und 
Grenzen auf. 

Die deutschsprachige UN-Forschung aller Disziplinen muß ihren Stand-
ort stets aufs Neue definieren. Die Diskussionen, die auf der Konferenz 
geführt wurden, zeigen das Interesse und die Bereitschaft, sich dieser 
Herausforderung in Wissenschaft und Praxis zu stellen. Der For-
schungskreis möchte mit dieser Broschüre allen Interessierten die Mög-
lichkeit geben, an dieser Diskussion teilzuhaben. 

Der Forschungskreis dankt der Juristischen Fakultät der Universität 
Potsdam für die Gastfreundschaft und dem MenschenRechtsZentrum 
der Universität Potsdam für die organisatorische Kooperation. 

Dr. iur. Norman Weiß 
Konferenzleitung 

Prof. Dr. iur. Eckart Klein 
Direktor des MenschenRechts-
Zentrums der Universität Potsdam 

Dr. phil. Helmut Volger 
Koordinator des Forschungs-

kreises Vereinte Nationen 
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Neue Aufgaben für die Schweiz in der UNO 
- Die UN-Politik der Schweiz nach dem Beitritt 
Remo Gysin 

Während vieler Jahre war für die Schweizer Regierung der Beitritt zur 
UNO das außenpolitische Ziel Nr. 1. Hier in Berlin ist mir nochmals be-
wußt geworden, welche zentrale Bedeutung die 1989 erfolgte Überwin-
dung der Berliner Mauer zur Erreichung dieses Ziels hatte. Das Aufbre-
chen des Eisernen Vorhangs veränderte die Welt und hiermit auch die 
UNO so, daß ein Haupthindernis für die Mitgliedschaft der Schweiz in 
den Vereinten Nationen wegfiel. 1986 haben noch über 70 Prozent der 
Bevölkerung und alle Kantone den Beitritt in einer Volksabstimmung ab-
gelehnt. 

Am 3. März 2002 haben Volk und Stände die UN-Beitrittsinitiative ange-
nommen. Am 10. September 2002 ist die Schweiz zu Beginn der 57. 
Generalversammlung feierlich als 190. Mitglied in die Organisation der 
Vereinten Nationen aufgenommen worden. 

Keine sechs Monate später hat der schweizerische Bundesrat den er-
sten Rechenschaftsbericht über den Start der Schweiz als Vollmitglied in 
der UNO herausgegeben.1 Im Juni 2003 hat das schweizerische Parla-
ment diesen Bericht genehmigt und dabei auch eine kritische Standort-
bestimmung vorgenommen. 

Die Gesamtbeurteilung über die ersten Monate in der UNO fiel insge-
samt recht positiv aus. Die schweizerische UN-Gefühlslage läßt sich 
durch das Spannungsfeld beschreiben, das ein einsamer Nachzügler, 
der jedoch als erster mit einem Volksentscheid der UNO beitritt, in sich 
trägt. Bei aller Begeisterung über unseren neu gewonnenen Handlungs-
raum ist aufgrund unserer 50-jährigen Verspätung sicherlich eine gewis-
se Bescheidenheit angezeigt. 

I. Das Verhältnis der Schweiz zur UNO vor dem Beitritt 
Die Schweiz hat am 10. September 2002 natürlich nicht bei Null ange-
fangen. 

1 Schweizerischer Bundesrat, Bericht 2003 über die Zusammenarbeit der Schweiz mit der Organi-
sation der Vereinten Nationen und mit den internationalen Organisationen mit Sitz in der Schweiz 
vom 26. Februar 2003, Bern 2003. 
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Erinnern wir uns: Schon vor dem Beitritt 
- verfolgten die Schweiz und die UNO weitgehend die gleichen Ziele: 

Stärkung der Menschenrechte, Förderung des Friedens, Bekämpfung 
der Armut, Einsatz für eine gesunde Umwelt; 

- war die Schweiz Mitglied sämtlicher Sonderorganisationen der UNO; 

- unterhielt die Schweiz Missionen an allen wichtigen Sitzen der UNO, 
in New York, Genf, Wien und Nairobi; 

- war die Schweiz mit Genf - neben Wien - europäischer Hauptsitz der 
UNO; 

- hatten wir schon bisher an sämtlichen UN-Weltkonferenzen teilge-
nommen; 

- und waren auch ohne UN-Mitgliedschaft Vertragspartei der meisten 
UN-Konventionen; 

- auch leisteten wir bereits finanzielle Beiträge von rund 500 Millionen 
Franken an das UN-System und nahmen hiermit einen Platz im Krei-
se der vierzehn größten Beitragszahler ein. 

1. Parlamentarische Erwartungen und Anregungen 
Die schweizerische Erwartungshaltung an die UN-Mitgliedschaft läßt 
sich am besten über die parlamentarische Beflissenheit beschreiben, die 
unmittelbar nach dem Volksentscheid einsetzte. 

Es gab eine Flut von Reaktionen (siehe thematische Übersicht im An-
hang). Angeregt wurde zum Beispiel, die Beitrittsfreude mit einer CH-
Sondermarke auszudrücken2 und mit einer Willkommensgeste für Tuva-
lu, das als 189. Staat der UNO unmittelbar vor der Schweiz beitrat.3 

Ein Reformvorschlag verlangte vom Bundesrat, sich für eine Revision 
der UN-Charta mit dem Ziel, das Vetorecht der ständigen Mitglieder des 
Sicherheitsrates abzuschaffen, einzusetzen.4 Der Genfer Nationalrat 
John Dupraz beantragte in einem Einzelvorstoß die Verlegung des UN-
Hauptsitzes von New York nach Genf.5 Was ihm viel Aufsehen in den 
französischsprachigen Schweizer Medien und eine klare Ablehnung 
durch die Regierung einbrachte. 

Das Postulat von Gaby Vermot (SP) vom 21. März 2002 wurde erfüllt. 
3 Einfache Anfrage von Andreas Gross (SP) vom 17.April 2002. 
4 Der Bundesrat beantragt, die Motion von Ulrich Schlüer (SVP) vom 21. März 2002 abzulehnen. 

Im Parlamentsplenum noch nicht behandelt. 
5 Der Bundesrat beantragt, das Postulat von John Dupraz vorn 20. März 2003 abzulehnen. Im Par-

lamentsplenum noch nicht behandelt. 
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Ohne Chance ist auch die Forderung geblieben, die schweizerische 
Drogenpolitik auf die UN-Normen auszurichten.6 Das meines Erachtens 
wegweisende Schweizer Modell mit den vier Säulen 1) Prävention, 2) 
Hilfe und Beratung an derzeit nicht therapierbare Süchtige, 3) Therapie 
und Wiedereingliederung sowie 4) Repression hat sich seit über zehn 
Jahren bewährt. Zurzeit stellt sich im Parlament die Frage, ob das Can-
nabis-Rauchen liberalisiert werden soll. 

Verschiedene Parlamentarier verlangen auch mehr Mitbestimmung in 
der schweizerischen UN-Politik.7 

So absurd und eigennützig auch einzelne Vorstöße sind; 
Sie verdeutlichen in ihrer Gesamtheit, daß sich das Handlungsfeld 
schweizerischer Politik wesentlich erweitert hat und nicht nur das gesam-
te UN-System, sondern auch das Verhalten von Regierung und Diploma-
tie in der UNO Gegenstand parlamentarischer Debatten geworden sind. 

II. Was hat sich im Wesentlichen mit unserm Beitritt zu den Verein-
ten Nationen verändert? 

Eine erste Antwort erhalten wir mit einem Blick zurück in den Abstim-
mungskampf. Die Grafik 2 „Die schweizerische Aussenpolitik" zeigt uns 
den Nutzengewinn, den wir mit dem Beitritt zu erwarten hatten. Diese 
bundesrätlichen Erwartungen sind erfüllt. Folgendes hat sich verändert: 
1. Das Mitbestimmungsrecht: Wir lassen uns heute direkt vernehmen 

und müssen nicht mehr anstehen, bis die Beobachter auch noch et-
was sagen dürfen. Die Rechte eines UN-Mitglieds umfassen: 

• Stimmrecht 

• aktives und passives Wahlrecht 

• allgemeine Interventionen 

• Einbringen von Resolutionsvorschlägen 

• Co-Sponsoring von Resolutionen. 

Der Nationalrat hat die Motion von Bernhard Hess (SD) vom 4. März 2002 abgelehnt. 

Postulat "Schweizerische Delegation an der UN-Generalversammlung" von Andreas Gross (SP) 
vom 20. März 2002. Der Bundesrat ist bereit, das Postulat entgegenzunehmen. Im Plenum noch 
nicht behandelt. 

Interpellation „Ziele und Schwerpunkte der Schweiz als UN-Vollmitglied" von Bruno Frick (CVP) 
vom 11. März 2002. 
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2. Die Schweiz ist hiermit als Partner interessanter geworden. Wir 
können Stimmen geben und erhalten, damit wirksamer und leichter 
Koalitionen schmieden und Veränderungsprozesse einleiten. 

3. Bisher verschlossene Türen zu neuen Positionen haben sich geöff-
net. 

4. Genf wird als Gastort im internationalen Standortwettbewerb gestärkt. 
Die Schweiz hat dies alles genutzt. 

III. Thematische Schwerpunkte 
Die Schweiz hat sich in all ihren Schwerpunktbereichen zu Wort gemel-
det. Herausgegriffen und erwähnt seien: 

- im Bereich „Menschenrechte"; Das Engagement gegen Folter, in-
dem sich die Schweiz für ein Zusatzprotokoll eingesetzt hat. 

- in der Friedenspolitik: In Zusammenarbeit mit Deutschland und 
Schweden hat sich die Schweiz für gezieltere Sanktionen, welche 
Verantwortliche direkter treffen und die unschuldige Bevölkerung ver-
schonen sollen, eingesetzt. 

• Zu diesem Thema haben die Schweiz, Schweden und Deutsch-
land am 2. und 3. Mai 2003 in der Nähe von New York einen vom 
Watson-Institute der Brown University organisierten Workshop fi-
nanziert, der an alle 15 Mitglieder des UN-Sicherheitsrates gerich-
tet war. Diese gemeinsamen Bemühungen sollen eine Fortsetzung 
finden. 

• Früher hat die Schweiz von der UNO beschlossene Sanktionen 
freiwillig und aufgrund autonom getroffener Entscheidungen mitge-
tragen und umgesetzt. Seit ihrem Beitritt sind die von der UNO ge-
troffenen Sanktionen für unser Land direkt verbindlich. 

• Die Schweiz ist grundsätzlich auch bereit, der UNO Blauhelme zur 
Verfügung zu stellen. 

- In der Umweltpolitik engagiert sich die Schweiz insbesondere im 
Rahmen des UN-Umweltprogramms (UNEP), zum Beispiel im Be-
reich „Chemikalien und gefährliche Abfälle". Eine wichtige Priorität 
bildet die Verbesserung der Kohärenz und Koordination der interna-
tionalen Umweltpolitik. So unterstützt unser Land eine verstärkte Zu-
sammenarbeit zwischen den verschiedenen Umweltabkommen und 
setzt sich für ein verbindliches Finanzierungssystem für das UNEP 
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ein, das bisher ausschließlich über freiwillige Beiträge der Mitglied-
staaten gespeist wird. 

- Auch die Weiterentwicklung des Völkerrechts gehört zu den 
Schwerpunkten der Schweiz, die darin ein friedenssicherndes Ele-
ment erkennt, dem sie sich als kleines, neutrales Land mit einer star-
ken humanitären Tradition verpflichtet fühlt. Ein aktuelles Beispiel im 
Bereich „Durchsetzung des Völkerrechts": Die Schweiz spricht sich 
mit verschiedenen anderen Staaten gegen die von den USA geforder-
te Immunität von US-Blauhelmsoldaten vor dem Internationalen 
Strafgerichtshof aus. 

Im personellen Bereich haben wir erfolgreich in für uns prioritären Gre-
mien Kandidaturen aufgestellt: 

1. Wichtigste Beispiele seit UN-Beitritt: 
• Mitgliedschaft UN-Menschenrechtsausschuß: 

Prof. Walter Kälin 

• Präsidentschaft Verwaltungsrat von UNICEF: 
Botschafter Jenö Stahelin 

• Vizepräsidentschaft Exekutivausschuß des UNHCR: 
Botschafter Jean-Marc Boulgaris 

• Mitgliedschaft Sonderausschuß für friedenserhaltende Opera-
tionen für 2003 (CH erstmals Mitglied) 

• Präsidentschaft Kommission für soziale Entwicklung der UNO 
für die Periode 2003-2004: 
Botschafter Jean-Jacques Elmiger 

• Vizepräsidentschaft 6. Kommission UN-Generalversammlung 
für die Periode 2002-2003: 
Valentin Zellweger, Ständige Mission der Schweiz bei der UNO in 
New York 

• Ohne Erfolg: Barbara Ott ist nicht zur Richterin des Internationa-
len Strafgerichtshofs gewählt worden. 

2. Künftige Prioritäten: 
• Mitgliedschaft UN-Menschenrechtskommission für die Periode 

2007-2009 (Wahlen im Jahre 2006) 
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• Mitgliedschaft ECOSOC (Economic and Social Council): 
zur Zeit noch offen. Vorbereitet wird ein Bundesprogramm zur Pla-

zierung von Schweizer Nachwuchskräften in der UNO und anderen in-
ternationalen Organisationen. 

Zu den erfreulichsten Begleiterscheinungen des UN-Beitritts gehört die 
Stärkung der Gaststaatpolitik der Schweiz. Genf beherbergt den Sitz 
der UNO, des IKRK, rund zwanzig zwischenstaatliche Organisationen 
und etwa 200 international tätige Gemeinnützige Organisationen (NGO). 

Aktuell verfolgt die Schweiz die Strategie, den Schwerpunkt der Umwelt-
zusammenarbeit auszubauen. Ende 2002 haben wir das Angebot einge-
reicht, in Genf das Ständige Sekretariat des Stockholmer Übereinkom-
mens über resistente organische Schadstoffe aufzunehmen. Zudem kan-
didiert die Schweiz gemeinsam mit Italien für den Sitz des Ständigen Se-
kretariats der Konvention von Rotterdam betreffend Chemikalien und 
Pestizide im internationalen Handel (PIC-Übereinkommen). Hier steht 
die Schweiz übrigens in direkter Konkurrenz zu Bonn. 

Zusammenfassend können wir schon nach wenigen Monaten unserer 
Mitgliedschaft feststellen: Die Schweiz hat in der UNO Platz genom-
men. Allerdings beschränkt sich diese Aussage auf die Diplomatie und -
im Gegensatz zu anderen europäischen Ländern - leider überhaupt 
noch nicht auf das Parlament. 

Im Übrigen wäre es interessant zu erfahren, ob die nicht ganz beschei-
dene Selbsteinschätzung sich mit dem Ergebnis einer Fremdbeurteilung 
deckt. 

Hiermit kommen wir zur Kritik der schweizerischen UN-Politik. 

IV. Die Kritik zu den ersten Monaten in der UNO 
Ich beschränke mich auf einige wichtige Kritikpunkte: 

- Immer wieder läßt sich beobachten, daß in der schweizerischen 
Außenwirtschaftspolitik Anliegen betreffend Menschenrechte und Um-
weltschutz den Exportinteressen untergeordnet werden. Dies betrifft 
zum Beispiel den Export von Waffen und dual use-Gütern aber auch 
die Gewährung von Exportrisikogarantien für menschenrechtsverlet-
zende Staudammprojekte in Asien (Drei Schluchten-Projekt in China) 
und Afrika (Bujagali in Uganda). Mit anderen Worten: Die Schweiz 
ringt - wie andere Länder auch - um eine kohärente Außenpolitik, 
neuerdings eben auch in der UNO. 

- Kritik erntete auch die von unserer Regierung geförderte Zusammen-
arbeit des Weltwirtschaftsforums (WEF) mit den Vereinten Nationen. 
Der schweizerische Bundesrat verhält sich hier widersprüchlich. Ei-
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nerseits meint er, das WEF sei eine private, informelle Institution, an-
dererseits versucht er diesem elitären, demokratisch überhaupt nicht 
abgestützten Gebilde Legitimität zu geben und sogar den Weg in die 
UNO zu ebnen. 

- Daß internationale Unternehmen Verhaltensregeln zur Beachtung der 
Menschenrechte und Umweltanliegen brauchen, ist anerkannt. Der 
vom Bundesrat unterstützte unverbindliche Global Compact, eine In-
itiative der UNO, genügt jedoch keineswegs. 

Rund fünfzig Parlamentsmitglieder verlangen deswegen von unserer 
Regierung, sich im Rahmen der UNO für eine völkerrechtliche 
Konvention zur Regulierung des Verhaltens international tätiger 
Unternehmen einzusetzen.8 Diese sollte die rechtlich verbindliche 
Verantwortung von Unternehmen in den Bereichen Umwelt, Men-
schenrechte, Arbeitsrechte und Sicherheit regeln. 

- Der Bundesrat hat zwar eine optisch ansprechende Berichterstattung 
über seine UN-Politik herausgegeben. Diese ist jedoch wenig selbst-
kritisch und nicht geeignet, eine öffentliche Diskussion über die 
Schweiz in der UNO auszulösen. Alles ist sehr abgemildert, insbe-
sondere wenn es um die USA geht. Dann wird die Analyse verheim-
licht oder hört dort auf, wo sie den USA mißfallen könnte. 

- Die USA, Großbritannien und Spanien haben im Irak-Krieg ohne 
Zweifel Völkerrecht gebrochen. Sie haben gegen die UN-Charta ver-
stoßen, die in Artikel 2, Absatz 3 alle Mitglieder verpflichtet, ihre inter-
nationalen Streitigkeiten „durch friedliche Mittel beizulegen". Ebenso 
haben sie die Regeln zum Schutze der Zivilbevölkerung der Genfer 
Konventionen verletzt. Wo bleibt die Anklage und wo bleiben die 
Sanktionen? Auch die Schweizer Regierung windet sich. 

Mit diesen wenigen Kritikpunkten soll die bundesrätliche Politik in der 
UNO nicht insgesamt in Frage gestellt werden. Sie sollen eher auf die 
noch großen Herausforderungen der Schweiz und der UNO aufmerk-
sam machen. Diese lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

1. Das Verhältnis zwischen der UNO und den USA wird über die Wei-
terentwicklung des Völkerrechts entscheiden. 
Wir hoffen, daß sich die Schweiz weiterhin für die Stärkung des Völ-
kerrechts und die Einhaltung der Genfer Konventionen engagiert. In 
Erinnerung gerufen sei hier zum Beispiel die unwürdige Guantanamo-
Politik der USA. Es ist eine große Herausforderung für alle Staaten -

Die Motion „UN-Konvention zur internationalen Unternehmensverantwortung und -haftung" ist von 
Remo Gysin am 19. Juni 2003 im Nationalrat eingereicht worden. 



12 Forschungskreis Vereinte Nationen 

und somit auch für die Schweiz - die Integrität der UNO zu verteidi-
gen und zugleich die Supermacht USA in die Arbeit der Weltorganisa-
tion einzubinden. 

2. Der Sicherheitsrat bleibt reformbedürftig. Transparenz, Zusammen-
setzung und auch die Veto-Privilegien lassen zu wünschen übrig. 

3. Als UN-Mitglied beschließen wir Normen, die nicht nur für andere gel-
ten, sondern auch uns selbst vermehrt in die Pflicht nehmen. Erst 
kürzlich hat eine internationale Studie auch für die Schweiz erhebli-
che Mängel in der Gleichstellung aufgedeckt. Die Bekämpfung der 
Armut, Chancengleichheit in Bildung und Gesundheit, Diskriminie-
rungsverbote, das sind Aufgaben und Strategien, die auch im eigenen 
Land zu erfüllen bzw. zu verfolgen sind. Dazu setzte der Nationalrat 
am 20. Juni 2003 einen Meilenstein. Er beschloß die Einsetzung einer 
Eidgenössischen Kommission für Menschenrechte, ein Gremium, das 
es in Deutschland schon seit zwei Jahren gibt. 

4. Völlig offen und eine Herausforderung für Bundesrat und Parlament 
bleibt die von der Bundesverfassung verlangte Mitwirkung des Par-
lamentes in der Außenpolitik bzw. in der UNO. Klar ist, daß ein 
jährlicher Verwaltungsbericht über die Schweiz und die UNO den de-
mokratischen Erfordernissen und einer innenpolitischen Verankerung 
nicht genügt. 

5. Auch die UNO selbst muß demokratischer werden. Eine Idee dazu 
ist, der UNO eine parlamentarische Kammer als Ergänzung zur di-
plomatischen Regierungsorganisation zuzuordnen. 

Sie sehen, die UN-Mitgliedschaft hat die Schweiz sowohl zu visionärem 
Denken als auch zur konkreten Zielorientierung und kurzfristigem prag-
matischen Umsetzen, zum Beispiel von Menschenrechten und Umwelt-
anliegen, geführt. 
Innenpolitisch war der Beitritt ein Durchbruch, weg von der selbstaufer-
legten Isolation, und ein Bekenntnis zur verstärkten multilateralen Zu-
sammenarbeit. Die Schweiz bewegt sich in einer Phase, in der die USA 
die Re-Bilaterisierung vorantreiben, offenbar antizyklisch. Der überwun-
dene außenpolitische Alleingang hat sich bis zur Volksabstimmung vor 
allem über die Nicht-Mitgliedschaft bei der UNO definiert. 

Die Schweiz in der UNO (siehe Grafik 3) erinnert mich an das Span-
nungsfeld zwischen Individualität und Solidarität. Ohne Solidarität bzw. 
gemeinsame weltweite Regeln gibt es auf die Dauer weder für die 
schwachen noch die kleinen Länder Individualität bzw. Freiheit. Die Pfle-
ge eines ausgewogenen Gleichgewichtes zwischen Individualität und 



Gysin: Neue Aufgaben für die Schweiz in der UNO 13 

Solidarität bleibt in der Schweiz und in der UNO unsere wichtigste Her-
ausforderung. 

BEILAGEN 

Parlamentarische Vorstöße zur UNO9 

Themenbereiche: 

1. Feierlichkeiten zum UN-Beitritt der Schweiz: 

- Besondere Spende bzw. Geschenk an die UNO 

- CH-Sondermarke zum UN-Beitritt 

- Willkommensgeste für den 189. UN-Mitgliedstaat Tuvalu 

2. Verhältnis des Bundesrates zu Parlament und Bevölkerung: 

- periodische Berichterstattung vor und nach jährlicher Herbstsit-
zung der UN-Generalversammlung 

- Bericht über die schweizerische Neutralität, insbesondere im Zu-
sammenhang mit dem Krieg in Irak 

- Aufnahme von Mitgliedern der Bundesversammlung und Nichtre-
gierungsorganisationen in die schweizerische Delegation nach 
den Vorbildern der Niederlande, Dänemarks und Grossbritanniens 

3. Reformen: 

- Der Bundesrat soll eine Revision von Artikel 27, Absatz 3 der UN-
Charta verlangen, mit dem Ziel, das Vetorecht der Ständigen Mit-
glieder des Sicherheitsrates aufzuheben. 

- Bericht über die wichtigsten Reformanliegen 

- Verhaltensänderung der UNO: Der Bundesrat soll von der UN-
Generalversammlung verlangen: 

• die Einhaltung der Genfer Konventionen durch Israel 

• die Anwendung der UN-Resolutionen betreffend Palästina. 

Unvollständige Übersicht 
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4. UN-Institutionen: 

- Antrag auf Verlegung des UN-Hauptsitzes von New York nach 
Genf (Einzelvorstoß von Nationalrat John Dupraz, Genf, Stel-
lungsnahme des Bundesrates: Ablehnung) 

- Schaffung einer Agentur für erneuerbare Energien mit Standort 
Genf 

5. Neue Mandate: 
- Bewerbung um einen Sitz in der UN-Menschenrechts-Kommission 

6. Verhaltensänderungen in der Schweiz: 
- Änderung der schweizerischen Drogenpolitik, Neuausrichtung auf 

die UN-Normen 

7. Verschiedenes: 
- Verstärkung der Anti-Kriegskoalition betreffend Irak und entspre-

chendes Einwirken auf den UN-Sicherheitsrat 

- Engagement gegen die Behinderung des UN-Hochkommissariates 
für Menschenrechte durch die Regierung von Tunesien 
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Beitritt der Schweiz zur UNO - Wandel in der Neutralitäts-
politik? 
Emanuel Jenni 

Herr Vorsitzender, sehr geehrte Damen und Herren, 

Ganz kurzfristig bin ich für den verhinderten Schweizer Referenten 
Dr. Thomas Fischer eingesprungen, der über das Thema „Beitritt der 
Schweiz zur UNO - Wandel in der Neutralitätspolitik?" hätte kompetent 
referieren sollen. Sicher haben Sie Verständnis dafür, daß ich wegen 
dieser Kurzfristigkeit und wegen der Tatsache, daß ich kein gelernter 
Völkerrechtler sondern nur ein diplomatischer Generalist bin, Ihnen nun 
kein pfannenfertiges und ausführliches Referat zum Thema vorlege, 
sondern eher, in Absprache mit Dr. Volger, eine Art ausführliches State-
ment abgebe. 

Auf einen kurzen Nenner gebracht: Nicht der Beitritt zur UNO bringt oder 
brachte einen Wandel der schweizerischen Neutralitätspolitik, sondern 
ein über die Jahre stattfindender langsamer Wandel in der Neutralitäts-
politik in Verbindung mit einem entsprechenden Lernprozeß in der öffent-
lichen Meinung machte erst den Beitritt möglich. Es wandelte sich so-
wohl die Schweiz als auch die UNO mit dem Wegfall der bipolaren Welt-
ordnung 1989/90. 

Erster Auslöser nach dem Ende des Kalten Krieges war der Irak-Kuwait-
Krieg 1990. Die schweizerische Regierung, der Bundesrat, beschloß, 
sich auch als UNO-Nichtmitglied an den Wirtschaftssanktionen gegen 
den Irak zu beteiligen, jedoch nicht an den militärischen. Insbesondere 
wurde den Alliierten nicht gestattet, militärische Überflüge über die 
Schweiz zu tätigen. Humanitäre Überflüge wurden gestattet. Der UNO 
wurden sogar nach dem Krieg B- und C-Waffenexperten zur Verfügung 
gestellt. Damit wurde klar, daß die strikte Neutralitätspolitik, die noch in 
den Fällen Rhodesiens und Südafrikas bei den Wirtschaftssanktionen 
kein Mitmachen, sondern nur ein Verharren auf dem „Courant normal" 
erlaubte, bereits einen Wandel erlebt hatte. Dieser Wandel bestätigte 
sich weiter, indem die Schweiz in den Neunzigerjahren die von der UNO 
gegen verschiedene Staaten verhängten Wirtschaftssanktionen zwar 
nicht automatisch, was sie als Nicht-Mitglied gar nicht konnte, sondern in 
einem „autonomen Nachvollzug" selber anwandte und sich so der inter-
nationalen Gemeinschaft anschloß. 
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Schriftlichen Ausdruck fand diese neue Haltung 1993 im Neutralitätsbe-
richt des Bundesrates, wo zwar am außen- und sicherheitspolitischen 
Konzept der dauernden Neutralität festgehalten wurde, wo aber erstmals 
auch von solidarischem Handeln, kollektiver Sicherheit und internationa-
ler Zusammenarbeit bei der Krisenbewältigung die Rede war. Bis dahin 
war es der Schweiz wegen ihrer strikten Auslegung nicht einmal möglich 
gewesen, der UNO beizutreten - d.h. die Regierung wollte es zwar, wur-
de aber von drei Vierteln des Volkes 1986 im Regen stehen gelassen. 
Dieselbe Haltung verhinderte auch, daß die Schweiz zu den Gründer-
staaten des nun wirklich unverdächtigen Europarates gehörte, dem sie 
erst später beitrat. Um doch nicht ganz von der immer bedeutenderen 
internationalen Zusammenarbeit ausgeschlossen zu sein, machte man 
eine Unterscheidung zwischen wirtschaftlich-technischen und politischen 
internationalen Organisationen. Zur letzten Gruppe gehörte die UNO, zur 
ersten Gruppe die Sonderorganisationen der UNO wie WHO, UNESCO, 
ITU, UPU, WIPO usw., weshalb die Schweiz dort überall von Anfang an 
als Vollmitglied mitmachte. Und selbst bei der „politischen" UNO kompli-
zierte sich die Lage, indem die Schweiz bereits 1948 dem Statut des In-
ternationalen Gerichtshofes beitrat, also eigentlich in dieser Organisation 
Vollmitglied wenigstens eines Hauptorgans war, eine wahrhaft nicht je-
dem eingängige Konstruktion. Die öffentliche Meinung vertrat dieses ri-
gide Verständnis. Letztlich war es diese Haltung, die das erste UNO-
Debakel 1986 verursachte, begleitet natürlich von anderen Elementen 
wie z.B. dem viel zu teuren Mitgliederbeitrag und anderen Kosten. Exakt 
dieselbe Opposition war wieder im Abstimmungskampf 2001/2002 zu 
hören, die UNO-Gegner hatten in der sich wandelnden Welt in 15 Jahren 
keinen Schritt gemacht. 

Der Durchbruch einer auf Solidarität und auf kollektiver Sicherheit fu-
ßenden Neutralität im bereits erwähnten Neutralitätsbericht setzte sich 
weiter fort. Die große Mehrheit der Völkerrechtler in der Schweiz und 
außerhalb bestätigten, daß es bei einer kollektiven Aktion der UNO keine 
Neutralität geben könne, da es sich völkerrechtlich nicht um einen Krieg 
handle. Neutralität greife nur bei einzelstaatlichen Kriegen. So ist es 
auch einfach zu verstehen, daß sich die Schweiz in logischer Konse-
quenz im kürzlichen Anwendungsfall des Irak-Krieges klar zur Neutralität 
bekannte und den Alliierten den Überflug verbot, da kein UNO-Mandat 
vorlag. 

In einem Bericht des Bundesrates von 1998 über das Verhältnis der 
Schweiz zur UNO, also zur Zeit, als die Schweiz noch nicht Mitglied war, 
wurde die „moderne" Neutralitätskonzeption so weit weiterentwickelt, 
daß festgehalten wurde, die Schweiz müsse als UNO-Mitglied Wirt-
schaftssanktionen automatisch mittragen und umsetzen, also anders 
handeln als bei Rhodesien, nicht aber Militärsanktionen, da für diese 
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nach Art. 43 der Charta ein Sonderabkommen mit dem Sicherheitsrat 
nötig sei. Für solche Abkommen bestehe jedoch keine Pflicht. Wenn es 
dennoch zu Militärsanktionen komme, so beruhen diese auf freiwilliger 
Truppenstellung der mitmachenden Staaten. Allerdings werde die 
Schweiz solche Sanktionen auch nicht behindern, was wohl Ausfluß von 
Art. 25 der Charta wäre, wo die Mitglieder gehalten sind, Beschlüsse des 
Sicherheitsrates „anzunehmen und umzusetzen", was interpretativ wohl 
heißen dürfte, ein Mitglied dürfe Sanktionshandlungen anderer nicht be-
hindern. Die gleiche Argumentation wurde in der Botschaft des Bundes-
rates zum Beitritt wiederholt. 

Damit war über die Jahre ein Abrücken von der früheren klassischen 
Doktrin vollzogen worden. In der kollektiven Friedenssicherung hatte es 
nun Platz für ein neutrales UNO-Mitglied, das nicht abseits stand. Noch 
einen Schritt weiter ging die Schweiz bereits 2001, als mit einer Ände-
rung des Militärgesetzes ermöglicht wurde, daß unter gewissen Bedin-
gungen und nach Bewilligung des Parlaments schweizerische Truppen 
in friedenserhaltenden Aktionen (nicht friedenserzwingenden) bewaffnet 
sich beteiligen können, wenn ein UNO- oder OSZE-Mandat sowie das 
Einverständnis der Konfliktparteien vorliegt. Auch dies war ein großer 
Schritt, nachdem das Volk noch 1994 ein Mitmachen bei den Blauhel-
men deutlich abgelehnt hatte. 

Zusammenfassend wiederhole ich den eingangs bereits erwähnten kur-
zen Nenner meines Referats: Die Schweiz konnte der UNO beitreten 
und dabei ohne Opposition des Sicherheitsrates oder der Mitglieder 
überhaupt klarmachen, sie trete als neutrales Mitglied bei und wolle es 
auch bleiben, weil ihre Neutralitätspolitik sich bereits gewandelt und bei 
einer Mehrheit des Volkes gefestigt hatte. Insofern ist der Arbeitstitel, der 
ja gerade von der umgekehrten Reihenfolge ausgeht, falsch. Als UNO-
Mitglied verfolgt die Schweiz ihre Politik weiter, die sie bereits beim Bei-
tritt entwickelt hatte. 
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Die Schweiz in den Vereinten Nationen 
- Diskussionszusammenfassung 
Norman Weiß 

In der Diskussion wurden verschiedene Punkte behandelt. Allgemeine 
Erwartungen, mit diesem neuen und potenten Mitgliedstaat werde ein 
frischer Wind am East River wehen (Wüstenhagen, Bummel), wurden 
mit konkreten Vorschlägen, die Schweiz solle das Instrument der men-
schenrechtlichen Staatenbeschwerde - beispielsweise wegen der Situa-
tion in Guantánamo Bay gegen die USA - mit Leben erfüllen (de Zayas), 
kontrastiert. Hierzu wurde angemerkt, daß die Schweiz durchaus eine 
aktivere Rolle im Menschenrechtsbereich, etwa durch die Mitgliedschaft 
in der Menschenrechtskommission, anstrebe (Jenni). Aus der Sicht der 
Parlamentarier erscheine es reizvoll, so Gysin, die Anregung de Zayas' 
aufzugreifen. 

Weitere Fragen kreisten um die Arten und Voraussetzungen möglicher 
Blauhelmeinsätze der schweizerischen Armee, etwaige Vorbehalte zur 
UN-Charta und Fortschritte beim Umweltschutz (Hüfner). Einen Vorbe-
halt im strengen Sinne habe es beim Beitritt nicht gegeben; allerdings 
habe die Regierung klar zum Ausdruck gebracht, daß sie auch als Mit-
gliedstaat neutral bleiben wolle (Jenni). Einsätze des schweizerischen 
Militärs seien auf Anfrage der Vereinten Nationen und der OSZE zuläs-
sig; das Parlament habe dabei ein Mitentscheidungsrecht. Die Armee 
dürfe allerdings nicht in Kampfhandlungen eingreifen, was wohl prakti-
sche Probleme aufwerfen werde (Gysin). Thematisiert wurde auch das 
Verhältnis der Verbindlichkeit von Entscheidungen des UN-
Sicherheitsrates und der schweizerischen Neutralität (Klein); Jenni nahm 
an, daß ein solcher Fall so heikel sei, daß sich bereits im Sicherheitsrat 
keine Mehrheit finden würde. Letztendlich müsse die Schweiz sich aber 
auf ihre beim Beitritt erklärte Neutralität als Schranke berufen. 

Außerdem ging es um die diplomatische Aktivität der Schweiz gegen die 
Sicherheitsratsresolution Nr. 1422 (Freistellung von Blauhelmsoldaten 
vor Kriegsverbrecherprozessen) und um eine parlamentarische Initiative 
zur stärkeren Verbindlichkeit der Regeln des Global Compact für die 
transnationalen Unternehmen (Hamm). 

Bei letzterem handele es sich um eine breite, zivilgesellschaftlich unter-
stützte Initiative, erläuterte Gysin. Je drängender die Forderungen ge-
genüber den Unternehmen würden, desto eher schalteten aber gerade 
auch die eigentlich kooperationsbereiten unter ihnen auf stur. Es er-
scheine ihm für die Zukunft notwendig, bei der Politikgestaltung aus dem 
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Parlament heraus auf die Zivilgesellschaft zuzugehen und diese in den 
Prozeß der Beratung und Formulierung einzubeziehen. 

Erörtert wurde auch das Verhältnis der USA zu den Vereinten Nationen 
und die eventuellen Einwirkungsmöglichkeiten der Schweiz hierauf 
(Neugebauer, Klein, Jenni, Gysin). 

Von den vielen weiteren Fragen, die diskutiert wurden, seien noch die 
Verbesserung der Öffentlichkeitsarbeit (Völkel, Gysin) und die Desidera-
te der UN-Forschung aus schweizerischer Sicht (Brauch, Jenni) erwähnt. 
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Wechselwirkungen zwischen UN-Politik und UN-Forschung 
in Deutschland 
Klaus Hüfner 

I. Einleitung 
Im folgenden handelt es sich vor allem um einen programmatischen Vor-
trag, der einerseits auf die wenigen Ansätze eingeht, den Stand der UN-
Forschung in Deutschland zu thematisieren, andererseits zu bilanzieren 
versucht, welche Einflüsse die deutsche UN-Politik auf die UN-
Forschung in Deutschland ausgeübt hat. 

Damit wäre noch nichts über die „Wechselwirkungen" gesagt, die auch 
auf den Einfluß der UN-Forschung in Deutschland auf die deutsche UN-
Politik eingehen. Ich will diese Fragestellung nicht a priori ausklammern, 
aber bereits an dieser Stelle betonen, daß hier deutliche Forschungsde-
fizite vorliegen. Hier gilt es, zwischen direkten und indirekten bzw. institu-
tionalisierten und nicht-formalisierten Wechselbeziehungen zu unter-
scheiden. 

II. Zur UN-Forschung in Deutschland 
Ein erster Versuch, einen systematischen Überblick über die bundes-
deutsche UN-Forschung zu erarbeiten, wurde 1980 von Hüf-
ner/Naumann unternommen.1 Wir haben uns damals auf zwei Quellen 
gestützt. Die erste Auswertung bezog sich auf rund 2.500 im Jahre 1976 
laufende oder gerade abgeschlossene Projekte, die von der Leitstelle 
Politische Dokumentation an der FU Berlin veröffentlicht wurde. Wir „fil-
terten" jene Projekte heraus, die über den Titel des Projektes oder die 
Kurz-Erläuterung einen expliziten institutionellen Bezug zum UN-System 
oder funktionale Beiträge zu deren Aktivitätsfeldern erkennen ließen. Wir 
ermittelten 99 Projekte (= rund 4 Prozent), die sich direkt oder indirekt 
auf das UN-System bezogen. Deutlich mehr als die Hälfte (= 54 Prozent) 
waren Einzelarbeiten, davon wurden 32 explizit als Dissertationen oder 
Habilitationen ausgewiesen. 

Hüfner, Klaus/Naumann, Jens, UN-Forschung in der Bundesrepublik Deutschland. In: Grohs, 
Gerhard, et al., Kulturelle Identität im Wandel. Beiträge zum Verhältnis von Bildung, Entwicklung 
und Religion. Stuttgart: Klett-Cotta, 1980, 351-372. 
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Von den insgesamt 99 Projekten hatten lediglich 12 einen expliziten Be-
zug zur UNO, ihren Organen oder Körperschaften und 7 zu den Sonder-
organisationen. Mit anderen Worten: Weniger als ein Prozent aller nach-
gewiesenen rund 2.500 Forschungsprojekte hatten 1976 einen expliziten 
Bezug zum UN-System. 

Die übrigen 80 Projekte befaßten sich mit Themenbereichen, von denen 
mit hoher Wahrscheinlichkeit eine Darstellung/Diskussion der Rolle des 
UN-Systems zu erwarten war, wie z.B. mehr als ein Drittel der Projekte, 
die sich mit allgemeinen oder speziellen Fragen der Neuen Weltwirt-
schaftsordnung befaßten. 

Unsere zweite Auswertung nutzte die Ergebnisse einer internationalen 
Bibliographie, konkret die auf die Jahre 1971-1975 bezogenen Teilbände 
2B und 3B, die wir 1977/1979 veröffentlicht hatten.2 Wir unternahmen 
gewissermaßen eine „Auswertung der Auswertung", die etwa 2.650 Zeit-
schriften-Titel (2B) sowie etwa 2.200 Monographien und 1.200 Beiträge 
in Sammelbänden (3B) umfaßte. Da wir mit einer umfassenden Syste-
matik mit insgesamt 217 Kategorien arbeiteten, ergaben sich insgesamt 
5.097 + 8.072 = 13.169 Titelnennungen [bei den Titeln ohne Mehrfach-
Vercodung ergaben sich für den Zeitraum 1971-1975 folgende Werte 
hinsichtlich der Verteilung nach Sprachen: Englisch 72, Deutsch 16,5 
und Französisch 11,5 Prozent], 

Ohne auf den recht komplexen Auswertungsprozeß der deutschsprachi-
gen Literatur und damit verbundene methodische Probleme näher ein-
zugehen, sollen hier nur kurz die wichtigsten Ergebnisse referiert wer-
den: 
- einen überproportional hohen Anteil wiesen bei den Zeitschriften die 

Kategorien „Generalversammlung", „UNCTAD" und „GATT", bei den 
Monographien und Beiträgen zu Sammelbänden „GATT" auf. Dies 
deutet auf eine hohe Sensibilität für die allgemeinpolitische Diskussi-
on in der Generalversammlung und für handelspolitische (nicht ent-
wicklungspolitische) Probleme mit ihrer potentiellen Bedeutung für die 
Bundesrepublik Deutschland;3 

Hüfner, Klaus/Naumann, Jens, The United Nations System - International Bibliography. Das Sy-
stem der Vereinten Nationen - Internationale Bibliographie. Vol. 2, Part B: Learned Journals 
1971-1975. Wissenschaftliche Zeitschriften 1971-1975. München: Verlag Dokumentation, 1977, 
LVI, 436 S. 

Hüfner, Klaus/Naumann, Jens, The United Nations System - International Bibliography. Das Sy-
stem der Vereinten Nationen - Internationale Bibliographie. Vol. 3, Part B: Monographs and Arti-
cles in Collective Volumes. München: Saur, 1979, LVI, 692 S. 

3 UNCTAD wurde damals nicht als VN-Konferenz für Handel und Entwicklung verstanden, sondern 
bewußt auf „Welthandelskonferenz" (WHK) verkürzt. 
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- unterproportional niedrige Anteile wiesen bei den Zeitschriften die 
„ILO" und bei den Monographien und Artikeln u.a. „Allgemeine Dar-
stellungen der internen Strukturen und Prozesse des UN-Systems", 
„Generalsekretariat", „Internationaler Gerichtshof", „Friedenserhalten-
de Aktivitäten, allgemein" sowie „ILO" und „UNESCO" auf. 

Zusammenfassend läßt sich für die erste Hälfte der 70er Jahre feststel-
len, 

- daß sich nur ein sehr geringer Teil der erfaßten Projekte direkt oder 
indirekt mit dem UN-System beschäftigte, 

- daß die allgemeine Politik („Generalversammlung", Militär-/ Sicher-
heitspolitik, Entwicklung/Kodifizierung von Völkerrecht sowie Wirt-
schafts-/Handelspolitik allgemein ein hohes Gewicht bei der Erfas-
sung der Literatur aufwiesen, 

- daß dieser allgemeine Trend im deutschsprachigen Schrifttum deut-
lich verstärkt wurde, 

- daß selbst die absoluten Größenordnungen dieser Teilmengen eher 
bescheiden waren.4 

Ähnlich urteilte Unser über diesen Zeitraum als er feststellte: „Im Vorder-
grund der wissenschaftlichen UN-Publizistik der Bundesrepublik, die 
quantitativ und qualitativ weit hinter der angelsächsischen zurücklag, 
stand - vornehmlich aus völkerrechtlicher Sicht - die allgemeine UN-
Problematik, mit der UN-Charta als Interessenschwerpunkt" (S. 126-
127).5 Diese Dominanz völkerrechtlicher Arbeiten zeigte sich auch bei 
den Dissertationen: von 37 Arbeiten in den 70er Jahren waren es 28 (= 
76%) (Unser, S. 127). 

Allerdings gab es mit dem Beitritt der beiden deutschen Staaten vor 30 
Jahren am 18. September 1973 erstmals ein größeres Interesse an UN-
Fragen. Vorläufer waren die Einführungsarbeiten von Hüfner/Naumann 
1970 und 1974 sowie Unser 1973; 1977 erschien das von der DGVN-
Forschungsstelle initiierte und konzipierte „Handbuch Vereinte Natio-
nen". 

In den 80er Jahren nahm die Zahl der Dissertationen zu: sie stieg von 37 
auf 50, wobei der völkerrechtliche Anteil mit 34 zwar abnahm, aber wei-
terhin dominierte (= 68%). 

4 Obwohl die Zeitschriften noch bis 1985 und die Monographien bis 1980 ausgewertet wurden, 
erfolgten keine weiteren Analysen dieser Art. 

5 Unser, Günther, Forschung über die UN. In: Volger, Helmut (Hrsg.), Lexikon der Vereinten Natio-
nen. München: Oldenbourg, 2000, 125-133. 
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Bereits in den 80er Jahren konzipiert und vorbereitet, erschienen 1991 
zwei grundlegende Arbeiten: der erste deutschsprachige Kommentar zur 
Charta der Vereinten Nationen von Simma et al. (1994 und 2002 in 
überarbeiteten englischen Fassungen) sowie die 2. Auflage des „Hand-
buch Vereinte Nationen" (1995 in zwei Bänden auch in englischer Spra-
che erschienen). 

1991/92 erschienen auch die beiden erste Teile von Hüfner über die 
Vereinten Nationen und ihre Sonderorganisationen (nach 1983 und 1986 
in 3. Auflage), die 1997 mit zwei Teilen zur Finanzierung des UN-
Systems ergänzt wurden (für 2004 ist eine Aktualisierung des Bandes 3A 
in Arbeit). 

Vervollständigt wurde die Zahl der sog. Grundlagenwerke durch die drei-
bändige Dokumentensammlung zum „System der Vereinten Nationen" 
(1994) und seinen Vorläufern von Knipping et al. (1995/96) und die bei-
den Bände von Volger „Die Vereinten Nationen" (1994) und „Geschichte 
der Vereinten Nationen" (1995). 

Damit kann festgestellt werden, daß seit Anfang der 90er Jahre ein aus-
reichendes Angebot an deutschsprachiger Grundlagenliteratur zum VN-
System für Forschung und Lehre zur Verfügung steht. 

Der eigentliche Durchbruch im Sinne einer verstärkten wissenschaftli-
chen Behandlung des UN-Systems erfolgte dann 1995 mit der Reform-
Diskussion einerseits und dem 50jährigen Jubiläum der UNO anderer-
seits. 1994/1995 erschienen die Arbeiten von Czempiel und Dicke sowie 
zwei Sammelbände, von Hüfner herausgegeben. 

Auch der Taschenbuch-Markt hat sich des Themas UNO inzwischen an-
genommen. War es seit 1973 lediglich das Buch von Unser, das inzwi-
schen (1997) in 6. Auflage erschienen ist, und später die Arbeit von 
Opitz (2002 in 4. Auflage) bei der Bayerischen Landeszentrale für politi-
sche Bildung, so erfolgten 1995 zum 50. Jahrestag drei weitere Ta-
schenbücher von Bertrand, Harbeck und Zumach. 2002 sollten zwei wei-
tere Taschenbücher erscheinen (2002/3 von Gareis/Varwick und 2002 
von Herz et al.). Dieser Markt scheint also „gesättigt" zu sein; eine kriti-
sche, vergleichende Inhaltsanalyse fehlt allerdings noch. 

Schließlich erschienen 2000 das „Lexikon der Vereinten Nationen" (2002 
auch in englischer Sprache) von Volger und 2003 das von Schorlemer 
herausgegebene „Praxis-Handbuch UNO", das eine Vielzahl von Aufsät-
zen zu aktuellen Themen enthält. 

Diese knappe, keinesfalls vollständige Übersicht zu der Entwicklung ei-
ner UN-Forschungslandschaft in Deutschland 1970-2000 soll an dieser 
Stelle abgebrochen werden. Vieles blieb unterbelichtet, so auch die wis-
senschaftliche Beschäftigung mit dem UN-Komplex in der DDR und die 
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Rolle der Zeitschrift VEREINTE NATIONEN, ferner eine nach Disziplinen 
differenzierte Analyse. 

Auffällig ist, daß es in Deutschland trotz des deutlichen Anwachsens 
noch keine UN-Forschungskultur im Sinne einer offenen Streitkultur gibt, 
um unterschiedliche Positionen sichtbar zu machen. Auch fehlen verglei-
chende Literaturberichte; als Ausnahme sei an dieser Stelle auf den sehr 
ausführlichen Bericht von fast 60 Seiten von Knapp aus dem Jahre 1997 
hingewiesen, der die Jubiläumsliteratur um 1995 in einem größeren Zu-
sammenhang analysierte.6 

III. Wechselbeziehungen in und zwischen UN-Forschung und UN-
Politik in Thesen 

Im folgenden sollen angesichts der knapp bemessenen Zeit diese 
Wechselbeziehungen in zehn Thesen dargestellt werden und zur Dis-
kussion anregen. 

1. Die UN-Forschung in Deutschland hat in den 90er Jahren rapide zu-
genommen, wobei die sogenannten Grundlagen-Werke noch über-
wiegen, aber heute eine hervorragende Voraussetzung für vertiefen-
de Einzelarbeiten bilden. Die Zahl der universitären Einrichtungen, 
die sich mit UN-Fragen beschäftigen, hat deutlich zugenommen. Al-
lerdings existiert noch kein UN-Lehrstuhl/Institut in Deutschland -
verantwortlich für eine wissenschaftliche, interdisziplinäre Durchdrin-
gung der Gesamtproblematik des UN-Systems. 

2. Mein zugegebenerweise noch recht oberflächlicher Eindruck ist, daß 
die UN-Forschung in Deutschland sich bisher stärker an den UN-
Ereignissen als an spezifischen deutschen Prioritäten in der UN-
Politik orientierte. Typisch hierfür ist die intensive wissenschaftliche 
Diskussion zur UN-Reform von 1995, während z.B. der Eintritt der 
beiden deutschen Staaten in die UNO nicht gerade umfangreich be-
arbeitet wurde - etwa vor dem Hintergrund der sehr kritischen Analy-
se von Czempiel zur Rolle der Bundesrepublik Deutschland als 
„Quasi-Mitglied". Auch zum 30. Jahrestag der deutschen Mitglied-
schaft in den Vereinten Nationen am 18. September 2003 werden, 
soweit mir bekannt ist, keine wissenschaftlichen Artikel oder Mono-
graphien vorliegen, die eine Bestandsaufnahme vornehmen. 

3. Mangels entsprechender empirischer Untersuchungen ist nicht fest-
zustellen, ob und wie die wissenschaftliche Diskussion zu UN-
Problemen von Politikern wahrgenommen und verarbeitet wird. Eine 

Knapp, Manfred, 50 Jahre Vereinte Nationen: Rückblick und Ausblick im Spiegel der Jubiläumsli-
teratur, in: Zeitschrift für Politikwissenschaft 7/2, 1997, 423-481. 
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Ausnahme ist der Menschenrechtsbereich, wo die politischen Instan-
zen großen Wert darauf legten, daß in möglichst vielen UN-
Vertragskörperschaften deutsche Experten vertreten sind. Hier zei-
gen sich Wechselwirkungen, die primär bilateral-vertraulicher Natur 
sind, sich aber zunehmend - nicht zuletzt aufgrund der zunehmen-
den Transparenz und des NGO-Engagements - in wissenschaftli-
chen Arbeiten niederschlagen. 

4. Öffentliche Umfragen zum Wirken der UNO sind in Deutschland im-
mer noch „Mangelware". Umfragen der Meinungsforschungsinstitute 
erfolgten gewissermaßen sporadisch, in den 60er Jahren 4x, in den 
70er Jahren 4x, in den 80er Jahren 4x. In den 90er Jahren erfolgte 
ein enormer Aufstieg, allein 1993-1995 34x, seit 2001 9x. Dabei ging 
es fast ausschließlich um Blauhelm-Einsätze der Bundeswehr 1993 
in Somalia und 1995 in Bosnien-Herzegowina, sowie jüngst um die 
Rolle der UNO im Irak-Krieg.7 Hier ist zu erwarten, daß die For-
schung sich verstärkt diesem Thema widmen und dabei Deutsch-
lands zukünftige Rolle in der UNO diskutieren wird. 

5. Öffentliche Meinungsumfragen gehören eigentlich zum Standard-
Instrumentarium der Parteien sowie von Opposition und Regierung in 
pluralistisch-demokratischen Systemen. Sie geben Hinweise auf den 
Wissenstand der Bevölkerung, deren politische Meinungen und Ge-
wichtungen. Dieses Instrumentarium wird in Deutschland systema-
tisch, d.h. in regelmäßigen, möglichst jährlichen Abständen mit einer 
Reihe von sich wiederholenden Fragen zur öffentlichen Meinung 
über die UNO überhaupt nicht genutzt - sieht man einmal von den 
Initiativen des Bundesministeriums der Verteidigung ab, die aber ih-
rerseits nicht von der UN-Forschung aufgenommen und diskutiert 
wurden. 

6. Trotz aller Fortschritte: UN-Forschung in Deutschland nimmt sich 
weiterhin bescheiden aus im Vergleich etwa zu den USA. In keinem 
anderen Land wird so intensiv und konkurrierend in dem o.g. Sinne 
einer geforderten UN-Forschungskultur mit einer entsprechend ho-
hen Forschungsproduktivität gearbeitet und diskutiert. Für Deutsch-
land gilt: Völkerrechtler, Politikwissenschaftler, Ökonomen und Ver-
treter anderer sozialwissenschaftlicher Disziplinen bedürfen eines 
gemeinsamen, fächerübergreifenden Diskurses, um bestehende 
Grenzen zugleich sichtbar zu machen und zumindest bei einzelnen 
Problemkomplexen bzw. Fragestellungen zu überwinden. Hier bedarf 
es weiterer Bestandsaufnahmen, mit deren Hilfe die Forschungsför-

7 Zentrum für Empirische Sozialforschung - Bibliothek: Recherche zu: Vereinte Nationen, UNO, 
international. Köln: ZA, 2003, 14 
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derungsorganisationen zu neuen Programmen angeregt werden 
könnten. 

7. UN-Forschung hat sich in Deutschland weiter und stärker ausdiffe-
renziert. Sie reicht von sogenannten reinen Forschungsinstituten in 
und an Universitäten bis zu stärker anwendungsorientierten For-
schungsaktivitäten von NGOs. Am Beispiel der internationalen Ent-
wicklungspolitik zeigt sich die Bandbreite besonders deutlich: Einer-
seits das stärker neo-liberal orientierte Institut für Weltwirtschaft an 
der Uni Kiel. Auf der anderen Seite die NGO Weltwirtschaft, Ökologie 
und Entwicklung (WEED), 1990 gegründet, die sich als „Lobby für 
Gerechtigkeit und Nord-Süd-Beziehungen" versteht und auf Ent-
scheidungsträger in Politik und Wirtschaft mit politischen Alternativen 
einwirken will. 

8. Ähnliche Ausdifferenzierungen finden wir im Menschenrechtsbereich, 
wo eine erfolgreiche Arbeit der UN-Vertragskörperschaften ohne die 
Mitwirkung der Menschenrechts-NGO überhaupt nicht mehr denkbar 
ist. In Deutschland ist das „Forum Menschenrechte" zu nennen, mit 
Amnesty International an der Spitze, und als potentieller Knotenpunkt 
das vor zwei Jahren gegründete Deutsche Institut für Menschenrech-
te, das nach erheblichen Anlaufschwierigkeiten jetzt deutlich an Kon-
turen gewinnt. Hier findet eine Netzwerkbildung statt, die es auch für 
andere Bereiche noch zu schaffen gilt. 

9. Soweit zu den „Wechselwirkungen" innerhalb der UN-Forschung. 
Über „Wechselwirkungen" innerhalb der UN-Politik - wie Sie wissen, 
gibt es viele, sehr viele Akteure auf Bundesebene in Deutschland -
und deren notwendigen Koordinierungsbedarf möchte ich an dieser 
Stelle nicht weiter diskutieren. 

10. Wechselwirkungen zwischen UN-Politik und UN-Forschung lassen 
sich nur über institutionalisierte Mechanismen verwirklichen. Gegen-
wärtig existieren 

- der VN-politische Beirat des Auswärtigen Amtes, der seit 1988 
zweimal jährlich tagt und dem etwa acht Wissenschaftler angehö-
ren. Die Sitzungen sind nicht-öffentlich; Protokolle existieren ledig-
lich für den internen Gebrauch, 

- der Unterausschuß Vereinte Nationen/Internationale Organisatio-
nen des Ausschusses Auswärtige Angelegenheiten des Deut-
schen Bundestages, dessen Sitzungen ebenfalls nicht-öffentlich 
sind. Protokolle existieren nur für den internen Gebrauch, 

- die Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen, die ab 
Herbst 2003 in Berlin ansässig sein wird, sich gegenwärtig in einer 
Umbruchsphase befindet, ohne daß bisher erkennbar ist, ob sie 
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als öffentliches Forum, etwa über ihre "sleeping beauty" DGVN-
Forschungsstelle, eine entsprechende Funktion wahrnehmen kann 
und will; und - last, but not least -

- der Forschungskreis Vereinte Nationen, der über seine jährlichen 
Treffen Wissenschaftler und Praktiker zusammenführt sowie die 
Ergebnisse seiner Tagungen veröffentlicht. 

IV. Ansatzpunkte für künftige Diskussionen 
Es gibt bereits einige Gremien, die neue Trends aufzeigen, wobei die 
enorme Konzentration in Berlin einerseits vorteilhaft, andererseits nicht 
unproblematisch ist: 

• Das Auswärtige Amt hat das Forum Globale Fragen eingerichtet, wo 
sich Politiker, Forscher und NGOs zu ausgewählten Themenkomple-
xen mit einem starken UN-Bezug 1-2x jährlich treffen. 

• Die politischen Stiftungen eifern nach und setzen ihrerseits Schwer-
punkte. 

• Die regelmäßige Berichterstattung der Bundesregierung an den 
Deutschen Bundestag zur UN-Arbeit wäre ein weiterer Ansatz zu Fol-
ge-Aktivitäten. 

Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß nach 1989/90, dem Ende 
des Ost-West-Konfliktes, in Deutschland verstärkte Aktivitäten zu beo-
bachten sind, die unter den Gesichtspunkten Transparenz, Netzwerkbil-
dung und Koordinierung im einzelnen zu untersuchen sind. 

Der Umzug der Regierung von Bonn nach Berlin sowie der Nachzug vie-
ler NGO (ein Prozeß, der noch in vollem Gange ist) führen zu einem 
Verdichtungsprozeß, der - nach einer Phase der Konkurrenz - zu ver-
stärkten Kooperationen, zu einer Vernetzung der Wechselbeziehungen 
führen kann. 

Dieser intensive Austausch von Kommunikation und Kooperation ist ge-
genwärtig noch recht naturwüchsig; er bedarf einer Koordinierung bei 
gleichzeitiger Spezialisierung einzelner Netzwerke. 
Wir sollten im Forschungskreis Vereinte Nationen verstärkt darüber 
nachdenken, wie „die Karten neu zu mischen sind". Wie weit kann UN-
Forschung koordiniert werden und von wem? Wer betreibt Forschung 
über UN-Forschung, um gegenwärtige und zukünftige Schwerpunkte 
sowie „weiße Felder" zu identifizieren? Wie sollte eine Arbeitsteilung mit 
entsprechenden Schwerpunktsetzungen erfolgen? Wer institutionalisiert 
diese Wechselbeziehungen unter- und miteinander? Gelten für einzelne 
Aktivitäten des UN-Systems besondere Bedingungen? Oder sind be-
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stimmte Modelle, etwa das der Deutschen UNESCO-Kommission mit ei-
ner besonders ausgeprägten Institutionalisierung, übertragbar? 

Mehr offene Fragen als konkrete Antworten, die ich anzubieten habe, 
wobei ich auf die internationalen Verknüpfungen überhaupt nicht einge-
gangen bin. Ich breche hier ab - muß aber schließlich auch die Frage 
stellen, ob nicht der Forschungskreis Vereinte Nationen in dieser ge-
genwärtigen Umbruchsphase das geeignete Forum wäre, sich mit die-
sem Problemkomplex auch in Zukunft intensiver zu beschäftigen. 
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Wechselwirkungen zwischen UN-Politik und UN-Forschung 
in Deutschland 
- Diskussionszusammenfassung 
Norman Weiß 

Die ausführliche Diskussion zeigte, daß dieses Thema den Mitgliedern 
des Forschungskreises ein wichtiges Anliegen ist. Allseits bekannte 
Schwachpunkte wie die Forschungsstelle der DGVN wurden ebenso 
thematisiert wie eine gewisse - vor allem früher zu beobachtende - elitä-
re Abgeschlossenheit der UN-Forscher, die heute aber, nicht zuletzt 
durch den Forschungskreis, überwunden sei (Wesel). Beklagt wurde ein 
Desinteresse von Politik und Forschungsförderung an UN-Forschung, 
erst recht an deren Institutionalisierung (Unser, Brauch, Völkel)\ hier ge-
nieße die Europäische Union eindeutig Vorrang. Schlicht mangelndes 
Interesse von Öffentlichkeit und Politik sei der Grund für diese Situation, 
meinte Vergau. Eine Analyse der Forschungsdefizite hätten sich Mitglie-
der des Forschungskreises vorgenommen (Hüfner). 
Der Untersuchungsansatz Hüfners sei etwas eng, gerade völkerrechtli-
che Arbeiten trügen die Vereinten Nationen nicht stets im Titel, behan-
delten wichtige Fragen gleichwohl, meist an prominenter Stelle und in 
beachtlicher Qualität (Klein). Letzteres bestätigend unterstrich Hüfner, 
daß es einen positiven Trend gebe, daß die deutsche UN-Forschung der 
letzten dreißig Jahre quantitativ zugenommen habe und fundierter ge-
worden sei. 

An die unter schwierigen Bedingungen zustandegekommenen Ergebnis-
se der UN-Forschung in der DDR erinnernd, mahnte Neugebauer, diese 
nicht zu ignorieren. Auch sei die Außenpolitik der DDR, gerade als Mit-
glied der Vereinten Nationen, noch nicht hinreichend wissenschaftlich 
aufgearbeitet. 
Es sei interessant herauszufinden, welche Wechselwirkungen zwischen 
Politik, insbesondere dem Parlament, und der Wissenschaft bestehen. 
Wer gebe die Impulse, wer reagiere, wer jammere, wer wende sich an-
deren Dingen zu? (Gysin, Vergau, Hamm, Hüfner). Immerhin habe die 
aktuelle Diskussion um den Irakkrieg die Vereinten Nationen stärker in 
das Zentrum der öffentlichen Wahrnehmung gerückt (Hamm). 
Resümierend wurde festgestellt, daß es weiterhin lohnende Forschungs-
aufgaben im Bereich der UN-Forschung gebe, beispielsweise die mehr-
fach angesprochenen Literaturanalysen, die seinerzeitige DDR-
Außenpolitik oder auch die Herstellung pädagogisch-didaktischer Mate-
rialien zu den Vereinten Nationen (Hüfner). 
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Schwerpunkte der deutschen UN-Politik für die Rats-
mitgliedschaft 2003-2004 
Hansjörg Haber 

Als Deutschland am 30. September 2002 mit 180 von 183 abgegebenen 
Stimmen zum nichtständigen Mitglied des Sicherheitsrats gewählt wurde, 
hatte die Irak-Krise bereits begonnen. Es zeichneten sich auch bereits 
die Grundlinien der später verabschiedeten Resolution 1441 ab. Nicht 
absehbar war jedoch die Schärfe der Auseinandersetzung über eine 
„zweite Resolution", die vom Beginn der deutschen Mitgliedschaft an bis 
kurz vor Kriegsausbruch laufend zunahm. Das galt nicht nur für die Bun-
desregierung, sondern auch mehrere andere Akteure im Sicherheitsrat, 
wie wir im Rückblick auf die bilateralen Konsultationen im Herbst und 
Winter 2002 feststellen können. 

In der Medienberichterstattung über den Sicherheitsrat, aber auch in der 
völkerrechtlichen Kommentierung dominierte im vergangenen Halbjahr 
denn auch das Thema Irak absolut. Erst in jüngster Zeit haben Entwick-
lungen in Afrika, voran die Konflikte im Gebiet der Großen Seen und in 
Westafrika, vergleichbare Aufmerksamkeit erregt. In gewisser Weise war 
das letztere eine positive Entwicklung. Vor dem Hintergrund alarmieren-
der Warnungen vor einem Glaubwürdigkeitsverlust des Sicherheitsrats 
als Folge der Irak-Krise hat sie uns eine wichtige Tatsache in Erinnerung 
gerufen: Nämlich, daß das Hauptarbeitsgebiet des Sicherheitsrats nicht 
Irak, auch nicht Afghanistan ist - um nur zwei Fälle herauszugreifen, de-
rer sich starke "coalitions of the Willing" angenommen haben - sondern 
Afrika. Und auch im ersten Halbjahr 2003 ist der Erfahrungswert, daß der 
Sicherheitsrat rund zwei Drittel seiner Zeit für afrikanische Themen auf-
wendet, durch Irak nur leicht nach unten korrigiert worden. 

In Afrika standen und stehen drei „Konfliktlandschaften" im Vordergrund 
- das Gebiet der Großen Seen, Westafrika und der Raum zwischen dem 
Horn von Afrika über Äthiopien/Eritrea bis zum Sudan. Die beiden erste-
ren sind durch eine regionale Dynamik geprägt, die im ersteren Fall von 
der Demokratischen Republik Kongo, im zweiteren von Liberia ausgeht. 
Die Konflikte am Horn von Afrika sind demgegenüber eher isoliert zu be-
trachten. 

In der Demokratischen Republik Kongo ist es nunmehr - weitgehend auf 
französische Initiative - zum dritten Anwendungsfall eines neuen und 
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zunächst gar nicht primär für Afrika vorgesehenen Instruments gekom-
men, nämlich einer Mission im Rahmen der Europäischen Sicherheits-
und Verteidigungspolitik (ESVP) mit dem Kapitel-Vll-Mandat der Resolu-
tion 1484 vom 30. Mai. Sie soll eine Sicherungsfunktion für den Über-
gang von der bisherigen zu einer künftigen, verstärkten VN-geführten 
Mission MONUC übernehmen. Auf der einen Seite haben wir damit die 
Situation überwunden, die Generalsekretär Boutros Boutros-Ghali sei-
nerzeit mit dem Wort vom "rich man's war" gekennzeichnet hatte: Gut 
ausgestattete "coalitions of the Willing" im europäischen „Hinterhof" Bal-
kan, schwaches VN-geführtes Peacekeeping in Afrika. Auf der anderen 
Seite haben wir diese Situation aber nur teilweise überwunden. Operati-
on „ARTEMIS" ist europäisch beschickt und geführt, die Truppensteller 
begrenzen das Risiko für ihre Teilnahme an dieser "coalition of the Wil-
ling" von vornherein. Die „klassischen" VN-Peacekeeping-Nationen 
nehmen an einer parallelen, VN-geführten Operation, nämlich MONUC, 
teil. Dasselbe Bild bietet sich gegenwärtig in der Elfenbeinküste. Einer-
seits die regionale Peacekeeping-Mission der ECOWAS, andererseits 
die Mission der Franzosen und als relativ schwächstes Glied der Kette 
die VN-Mission MINUCI. Und um zur DR Kongo zurückzukehren, sind 
jedem, der die Geschichte des VN-Peacekeeping in den 90er Jahren 
kennt, die Risiken und Nebenwirkungen wohlvertraut. Dennoch: Was wir 
tun, was die EU tut, ist weit besser als Wegsehen und es birgt die Chan-
ce, den Grundstein für einen nachhaltigen Erfolg zu legen. Und dadurch 
läßt sich auch die Übernahme von Verantwortung in einem Umfeld, das 
durch ein hohes Risiko von "mission creep" geprägt ist, rechtfertigen. 

Unsere etwas unverhofft zustandegekommene Teilnahme an ARTEMIS 
folgt der Logik, die uns in den 90er Jahren zum Teilnehmer an interna-
tionalen Friedensmissionen gemacht hat: Große Herausforderungen, 
große und robuste Missionen, Prinzipienfragen zur deutschen Rolle, 
Grundsatzentscheidungen. Aber in gewisser Weise haben wir in ARTE-
MIS einmal mehr den zweiten Schritt vor dem ersten getan. Schon seit 
geraumer Zeit ist Deutschland mit ggw. rund 8.500 Mann zweitgrößter 
Truppensteiler für internationale Friedensmissionen. Aber nur 11 von 
diesen 8.500 Mann dienen in einer VN-geführten Mission - im Gegen-
satz zu einer lediglich VN-autorisierten "coalition of the Willing" - nämlich 
in UNOMIG in Georgien. VN-geführte und VN-autorisierte Missionen ha-
ben bezüglich der Entsendung deutscher Soldaten eines gemeinsam: 
Die konstitutive Vorabzustimmung des Bundestages ist für jede Entsen-
dung, vom einzelnen Uniformträger bis zum größeren Kontingent, unab-
dingbar. Diese Parlamentsbefassung war bisher alles andere als Routine 
- denken Sie daran, daß der Bundeskanzler die Zustimmung zur Teil-
nahme an ISAF in Afghanistan seinerzeit mit der Vertrauensfrage ver-
knüpft hat. Inzwischen herrscht in den Fraktionen des Bundestages und 
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in der Bundesregierung Einigkeit, daß sich Deutschland auch an der 
„Normalität" des VN-geführten Peacekeeping durch Entsendung von 
Einzelpersonen oder kleinen Kontingenten beteiligen muß und daß die 
Entscheidung darüber zwar nach wie vor dem Bundestag obliegt -
Stichwort Parlamentsarmee - daß sie aber einen stärker routinegepräg-
ten Charakter annehmen sollte. Bekanntlich wird im Bundestag derzeit 
denn auch über die Möglichkeit eines „Parlamentsbeteiligungsgesetzes" 
diskutiert. Eines der Ziele eines solchen Gesetzes wäre es, die Teilnah-
me am „normalen", VN-geführten Peacekeeping zu erleichtern. Wenn 
diese Möglichkeit während unserer Amtszeit im Sicherheitsrat geschaf-
fen werden könnte, würde das einen wichtigen Fortschritt darstellen, der 
auch in New York mit Wohlgefallen registriert würde. 

Auf der anderen Seite bleibt es ein Problem, daß immer wieder Konflikt-
situationen entstehen, in denen VN-geführtes Peacekeeping nach allge-
meiner Überzeugung die Lage nicht unter Kontrolle bringen kann. Reine 
Kapitel-Vll-Missionen - im Gegensatz zum robusten Peacekeeping der 
sogenannten Kapitel VI-ein-halb-Missionen werden fast ausschließlich 
als "coalitions of the Willing" mandatiert. Das neue Mandat für MONUC 
könnte eine Ausnahme werden, aber in der Diskussion über die Ausge-
staltung des Mandats zeichnen sich schon jetzt gewisse Abstriche von 
einer „vollen" Kapitel-Vll-Mission ab. Wer übernimmt künftig die „echten" 
Kapitel-Vll-Missionen in Afrika? Bisher war das eine Prärogative der 
USA, GBRs und FRAs. Stellt die ESVP eine Alternative dar oder ist AR-
TEMIS nur eine Ausnahme? Gibt es dritte Optionen neben "coalitions of 
the Willing" und Operationen vom Typ ARTEMIS? 

Diese Frage bringt uns zum regionalen Peacekeeping, das in Afrika 
schon erheblich älter ist als ARTEMIS. MINUCI in der Elfenbeinküste ist 
eine Beobachtermission, die die Präsenz der französischen Truppen und 
von ECOMOG voraussetzt. Trotz mittlerweile fast ein Jahrzehnt währen-
der Bemühungen um die Stärkung der regionalen Peacekeeping-
Kapazitäten in Afrika befindet sich die "African ownership" im Peacekee-
ping aber nach wie vor im Spannungsfeld von Ressourcenmangel einer-
seits, Hegemonieverdacht wie in Westafrika andererseits. Die G8-
Initiative zur Stärkung der afrikanischen Peacekeeping-Kapazitäten im 
Rahmen von NEPAD stellt implizit eine Anerkennung dieser Tatsache 
wie auch des Grundsatzes dar, daß wir die Afrikaner bei solchen Missio-
nen einfach nicht alleine lassen können. 

Ein weiteres Problem in Afrika, aber nicht nur dort, sind eingefrorene 
Konflikte. Die Westsahara ist eines davon. Der zu Jahresanfang präsen-
tierte Friedensplan des VN-Sondervermittlers Baker ist nach dem ur-
sprünglichen "settlement plan" und dem sog. "draft framework" der dritte 
und möglicherweise letzte Ansatz, das Problem im VN-Rahmen zu lö-
sen. Die Mitglieder des Sicherheitsrats sind sich jedoch nicht einig, ob 
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sie eine oder beide Konfliktparteien unter Druck setzen sollen, den Frie-
densplan anzunehmen. Hier entsteht möglicherweise ein Glaubwürdig-
keitsproblem. Beide Seiten ignorieren gültige Sicherheitsrats-
Beschlüsse, aber die Mitglieder des Sicherheitsrats sind sich nicht einig 
- und die Uneinigkeit durchzieht auch die Gruppe der europäischen Si-
cherheitsratsmitglieder - ob und wie sie Druck auf eine oder beide Kon-
fliktparteien ausüben sollen. Eine Abwicklung der Mission MINURSO oh-
ne Ergebnis würde möglicherweise nicht übermäßig viel Aufmerksamkeit 
erregen, wäre aber nach einem Jahrzehnt Präsenz der Vereinten Natio-
nen zweifellos ein nicht folgenloses Eingeständnis einer Niederlage. 

Als nichtständiges Mitglied des Sicherheitsrats hat Deutschland insge-
samt drei Vorsitze übernommen. Der spektakulärste ist zweifellos der 
Vorsitz des Irak-Sanktionsausschusses, der schon 1995/96 das "jewel in 
the crown" der deutschen Amtszeit im Sicherheitsrat war. Im März über-
nahm Deutschland ferner den Vorsitz der sogenannten Freundesgruppe 
Georgien. Ähnlich wie die frühere Kontaktgruppe und heutige CDG 
(Consultation and Drafting Group) sind Freundesgruppen ein Vehikel für 
Nichtmitglieder des Sicherheitsrats, auf dessen Arbeit Einfluß zu neh-
men. Aus diesem Grunde sind sie für uns - die wir in anderthalb Jahren 
wieder Nichtmitglied sein werden - ein wichtiges Instrument, das wir 
auszubauen versuchen. Etwas anders verhält es sich mit der Federfüh-
rung für ein sogenanntes „Dossier" die wir für die Zeit unserer Mitglied-
schaft im Sicherheitsrat für den Grenzkonflikt zwischen Äthiopien und 
Eritrea übernommen haben und die wir danach wieder abgeben werden. 
Dieser Konflikt und die Zukunft der VN-Mission UNMEE ist derzeit eines 
unserer größten Probleme, weil keine der beiden Seiten die geringste 
Neigung zum Kompromiß an den Tag legt. 

Ich habe so ausführlich über Afrika berichtet - nicht nur, weil es der 
wichtigste „Arbeitgeber" des Sicherheitsrats ist, sondern auch, um zu il-
lustrieren, daß die Frage nach der Relevanz des Sicherheitsrats nicht 
nur auf der Grundlage der Irak-Krise beantwortet werden kann. 

Es gibt allerdings eine Reihe von Konflikten, die im ersten Halbjahr unse-
rer Mitgliedschaft behandelt wurden und in denen die Rolle des Sicher-
heitsrats zumindest keine vorrangige ist. 
Im Nahostkonflikt war der Sicherheitsrat in den letzten Jahren - etwas 
überspitzt gesagt - in erster Linie die Bühne für Vetos der USA. Es ist 
derzeit nicht absehbar, daß sich daran viel ändern wird. Auch auf dem 
Balkan, wo derzeit NATO, EU und OSZE die „Aufräumarbeiten" über-
nehmen, wird der Sicherheitsrat keine grundsätzlich gestaltende Rolle 
mehr spielen. Eine wichtige Ausnahme ist die Frage des "final status" 
des Kosovo. Während unserer Mitgliedschaft ist die "standards before 
status'-Politik des Hohen Repräsentanten Steiner von den lokalen politi-
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sehen Kräften immer stärker in Frage gestellt worden. Resolution 1422 
enthält keinen Fahrplan für den "final status" - sie erwähnt das Konzept 
nicht einmal; aber zweifellos wird dieser vom Sicherheitsrat indossiert 
werden müssen. Ein sehr diffiziles Thema ist ferner die Rolle des Si-
cherheitsrats im Falle des nordkoreanischen Nuklearprogramms. Allein 
die Befassung des Sicherheitsrats bestätigt die Position der USA, daß es 
sich nicht um ein bilaterales Problem handeln kann. Andererseits steht 
bei einer Einschaltung des Sicherheitsrats in ein solches Problem immer 
auch Kapitel VII im Hintergrund, und China will diese Assoziation soweit 
als möglich vermeiden. Insofern ist die Rolle des Sicherheitsrats im Falle 
Nordkoreas eines der subtilsten Spiele, die derzeit auf der Bühne der 
Vereinten Nationen stattfinden. Und schließlich Zypern: Für jeden Ken-
ner der Zypern-Frage war der Lösungsplan, den der Sondergesandte 
des Generalsekretärs, Alvaro de Soto, in diesem Jahr vorgelegt hatte, 
ein diplomatisches Chef-d'oeuvre, das einen tragfähigen Kompromiß in 
einer enorm komplexen Frage konzipiert hat. Er ist am Widerstand vor 
allem der nordzypriotischen Seite gescheitert. Aber es ist schon jetzt 
sehr wahrscheinlich, daß es bei der Vereinigung der Insel innerhalb der 
EU keinen Weg um die Grundkonzeption dieses Plans herum geben 
wird. 

Neben den Regionalkonflikten behandelt der Sicherheitsrat regelmäßig 
Tagesordnungspunkte, die etwas pleonastisch als „thematische The-
men" bezeichnet werden. Es handelt sich dabei in der Mehrzahl um 
Querschnitts-Schlußfolgerungen aus der Arbeit an den regionalen Kri-
sen. Die ständigen Mitglieder nehmen diese thematischen Themen ger-
ne als „Software" und Ablenkung von der „eigentlichen Arbeit" an den 
Regionalproblemen wahr und versuchen, die nichtständigen Mitglieder 
davon abzuhalten, neue thematische Themen einzuführen. Solche 
Ratschläge erhielten auch wir. Die nichtständigen Mitglieder versuchen 
hingegen, sich durch Identifizierung neuer thematischer Themen zu pro-
filieren und ihren Präsidentschaften damit einen Höhepunkt zu geben. In 
diesem Jahr wurde mit einem gewissen Erfolg eine Resolution über 
„Kinder in bewaffneten Konflikten" verabschiedet, eine weitere, von Me-
xiko initiierte, über den Schutz humanitären Personals in VN-Missionen 
dümpelt derzeit noch ohne große Hoffnung auf baldige Verabschiedung 
vor sich hin. Unser thematisches Thema während unserer Präsident-
schaft im Februar waren „intelligente Sanktionen". Es war allerdings kei-
ne Resolution intendiert, wir hatten lediglich eine offene Sitzung dazu 
angesetzt. Das Ergebnis war ein gemischter Erfolg. Auf der einen Seite 
konnte das Thema kaum aktueller sein: Mit Sicherheitsratsresolution 
1483 wurde wenig später das letzte umfassende Sanktionsregime abge-
schafft, bestehen bleiben somit lediglich „intelligente Sanktionen" die die 
politische Klasse, den Waffenhandel, und Finanzströme anvisieren. Die 
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konzeptionellen Vorarbeiten, die die Schweiz, Schweden und wir in den 
sogenannten Prozessen von Interlaken, Bonn-Berlin und Stockholm ge-
leistet hatten, und die darauf abzielen, intelligente Sanktionen von vor-
neherein so zu mandatieren, daß sie sowohl praktikabel als auch wir-
kungsvoll sind, wurden zur rechten Zeit präsentiert. Andererseits - bei 
der Umwandlung des umfassenden Irak-Sanktionsregimes in intelligente 
Sanktionen gegen die ehemalige Führungsschicht, das sogenannte „Kar-
tenspiel", durch Sicherheitsratsresolution 1483 herrschte ein solcher 
Zeitdruck, daß mancherlei Unklarheit entstand, an deren Beseitigung wir 
derzeit arbeiten. Wie überhaupt die Abwicklung des „Öl für Nahrungsmit-
tel"-Programms sich in mancher Hinsicht schwieriger darstellt als die 
Umsetzung und Aufrechterhaltung des Sanktionsregimes. 

Wir haben unsere Amtszeit im Sicherheitsrat mit dem Vorsatz begonnen, 
die europäische Zusammenarbeit in diesem Organ zu verbessern, kohä-
renter zu machen. Wie Sie wissen, fordert Artikel 19 des EU-Vertrags 
eine Koordination der Mitgliedstaaten in internationalen Organisationen 
und auf internationalen Konferenzen. „Die Mitgliedstaaten, die ständige 
Mitglieder des Sicherheitsrats sind, werden sich bei der Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben unbeschadet ihrer Verantwortlichkeiten aufgrund der 
Charta der Vereinten Nationen für die Standpunkte und Interessen der 
Union einsetzen", heißt es im EU-Vertrag. Diese Bestimmung ist von den 
beiden ständigen Mitgliedern stets im Sinne eines Vorbehalts ausgelegt 
worden. Wir haben im Vorfeld der gleichzeitigen Mitgliedschaft vierer 
großer europäischer Staaten ein Papier abgestimmt, daß intensivierte 
Unterrichtung, aber auch vorausblickende Beratung wichtiger Sicher-
heitsrats-Themen im Kreise der 25 Mitglied- und Beitrittsstaaten fordert 
und regelt. Ziel war eine erhöhte Kohärenz des Auftretens der Europäer 
im Sicherheitsrat. Als kritisches Thema hatten wir im voraus zunächst die 
Westsahara ausgemacht, zu der es aber bisher zu keinen, jedenfalls 
keinen offenliegenden Differenzen gekommen ist. Zum Thema der euro-
päischen Kohärenz in der Irak-Krise sind weitere Ausführungen unnötig, 
dieses Ziel überforderte angesichts der Festlegung der Positionen in den 
Hauptstädten aber zweifellos den Rahmen der Artikel-19-Absprache. Bei 
den übrigen Themen des Sicherheitsrats funktioniert die Zusammenar-
beit gut und jedenfalls zur Befriedigung der europäischen Nichtmitglie-
der. Wir werden weiter versuchen, das Beste aus ihr zu machen. 

Wie man es auch wendet, das Hauptthema unseres ersten Halbjahres 
im Sicherheitsrat war Irak. Ich möchte dazu aber bewußt nicht in die Ein-
zelheiten gehen - Sie kennen sie ebenso gut wie ich. Die Bundesregie-
rung verfolgt zudem die Linie, sich zur völkerrechtlichen Begründung des 
Krieges nicht zu äußern. Ich beschränke mich daher auf eine Rückschau 
aus der Vogelperspektive. 
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In mancher Hinsicht herrschte im Sicherheitsrat in den ersten Monaten 
des Jahres „verkehrte Welt". Ständige Mitglieder bezeichneten ein Veto, 
das gegen die erforderliche Mehrheit von neun Stimmen eingelegt wer-
den würde, als „unmoralisch". Unter nichtständigen Mitgliedern, darunter 
auch in Deutschland, gab es Stimmen, die ankündigten, ein Veto gegen 
eine zweite Resolution nach Resolution 1441 als moralisch gerechtfertigt 
und sogar erforderlich begrüßen zu wollen. Ein nichtständiges Mitglied, 
nämlich Deutschland, agierte in vieler Hinsicht wie ein ständiges und 
wurde auch so behandelt. Und, was vielleicht der interessanteste Aspekt 
ist: Deutschland vermochte, die meisten der übrigen nichtständigen Mit-
glieder zugunsten seiner Position zu mobilisieren. Zuvor waren die Diffe-
renzen im Sicherheitsrat über dessen Irak-Politik klassischerweise Diffe-
renzen der Ständigen Fünf gewesen, und zwar entlang bekannter Bruch-
linien. Die nichtständigen Mitglieder hatten regelmäßig auf das Erforder-
nis einer Einigung der Ständigen Fünf verwiesen und so häufig eine ei-
gene Stellungnahme vermieden. Diesmal war es anders, und viele Be-
obachter, wie auch immer sie das werteten, schrieben diese Situation 
dem Einfluß Deutschlands zu. 

Hat diese Entwicklung das Veto nachhaltig in Frage gestellt? Es dürfte 
zu früh sein, diese Frage zu beantworten. 

Oder droht dem Sicherheitsrat Marginalisierung? Steckt er in einer 
Glaubwürdigkeitskrise? 
Mein Vortrag hatte zum Ziel, Ihnen anhand der für uns wichtigsten The-
men im ersten Halbjahr 2003 darzulegen, daß der Sicherheitsrat in vie-
len Krisen benötigt wird, sich bewährt hat, oder auch nicht. Eine Krise 
hat der Sicherheitsrat sicher nicht das erste Mal durchgemacht. Ihnen 
allen sind frühere Beispiele bekannt. 

Denken wir an Kosovo, an die Dauerkrise in Bosnien-Herzegowina oder 
an das Versagen des Sicherheitsrats im Falle des Genozids in Ruanda. 
Wobei in allen Fällen die Frage gestellt werden darf, ob - soweit sich das 
trennen läßt - das Versagen eher dem Sicherheitsrat als Institution oder 
nicht vielmehr seinen Mitgliedern anzulasten ist. Es war jedenfalls nicht 
die erst derartige Krise für den Sicherheitsrat. Und daher dürfte es ge-
genwärtig noch zu früh sein, die gestellten Fragen zu beantworten. Der 
Sicherheitsrat ist nun eben mal Akteur, mal Bühne für die Austragung 
der Differenzen insbesondere der ständigen Mitglieder. Wenn sie sich 
einig sind, kann der Sicherheitsrat seiner Funktion auf beeindruckende 
Weise gerecht werden. Sind sie es nicht, ist der Sicherheitsrat, um mit 
dem Titel eines jüngst erschienenen Aufsatzes von Mats Berdai zu spre-
chen: „wirkungslos, aber unverzichtbar". 
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Vor zehn Jahren wurde die „Offene Arbeitsgruppe" zur Reform des Si-
cherheitsrats eingesetzt. Nach einer Phase großer Arbeitsfortschritte in 
1997 und 1988 dümpelt sie heute vor sich hin. Vor wenigen Tagen ha-
ben wir wieder ein kleineres Gefecht zur Abwehr der sogenannten Rück-
fallposition der Blockfreien gewonnen, aber das sind Arabesken. Bisher 
hat sich - seit der letzten Reform in den 60er Jahren - die Frage nach 
der Reform, und insbesondere der Erweiterung des Sicherheitsrats - alle 
zehn Jahre mit neuem Schwung gestellt. Steht uns als Ergebnis der Irak-
Krise eine neue Renaissance der Reformbewegung bevor? Auch hier 
läßt sich eine definitive Antwort wohl noch nicht geben. 
Einerseits teilen die meisten Mitgliedstaaten den Wunsch, in bezug auf 
den Sicherheitsrat nach dem Ende der Irak-Krise etwas zu ändern. Auf 
der anderen Seite ist gerade im Rückblick auf die Irak-Krise recht wahr-
scheinlich, daß sie uns weder durch eine Erweiterung noch durch Ab-
schaffung des Vetorechts erspart geblieben wäre. 
Wir werden daher wohl nicht auf die Irak-Krise hinweisen können, um 
eine intensivierte Reformdebatte anzustoßen. Wir brauchen es aber 
auch nicht. Wir müssen auf die bisherige Argumentation verweisen, de-
ren Hauptsäulen die Forderungen nach Repräsentativität, Legitimität, Ef-
fektivität sind. Sie sind tragfähig genug. Ich brauche das Ihnen als Ken-
nern der Materie nicht im einzelnen auszuführen. 

Unser gegenwärtiges Engagement in internationalen Friedensmissionen 
- auch wenn es in mancher Hinsicht struktureller Korrekturen und Ver-
besserungen bedarf - belegt eindrucksvoll den weiten Weg, den 
Deutschland in seiner Bereitschaft, diese Verantwortung aktiv wahrzu-
nehmen, seit der Vereinigung zurückgelegt hat. Auf seinen einzelnen 
Stationen erschien er häufig genug lang, umwegreich und immer wieder 
von Verzögerungen begleitet. Aber im Zeitraffer des Rückblicks wird eine 
klare Antwort auf die Herausforderung sichtbar, die sich an uns als eines 
der relativ wenigen Länder richtet, die für die Friedenssicherung durch 
die Vereinten Nationen einen Unterschied ausmachen können. Wir hof-
fen, während der uns verbleibenden anderthalb Jahre im Sicherheitsrat 
diesen Weg ein Stück weiter gehen zu können. Und es bleibt bei der Be-
reitschaft der Bundesregierung, im Rahmen einer Reform des Sicher-
heitsrats mehr Verantwortung, auch auf einem ständigen Sitz im Sicher-
heitsrat, zu übernehmen. 
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Die Entwicklungspolitik im Rahmen der deutschen 
UN-Politik 
Friederike Tschampa 

Mit Blick auf meine Aufgabe im Grundsatzstab des BMZ setzen die heu-
tigen Reflexionen bei Rolle und Funktion der Vereinten Nationen in ent-
wicklungspolitischen Fragen an und betrachten dabei vor allem das 
Wechselspiel zwischen den Vereinten Nationen und Deutschland. Ich 
werde im Laufe meiner Ausführungen versuchen, Aspekte des Vortrags 
meines Vorredners und einige Zukunftsfragen aus der entwicklungspoli-
tischen Praxis aufzugreifen. 
Sicherlich war die Vision kollektiver Friedensicherung und der weltweite 
Pflege freundschaftlicher Beziehungen wichtiger Impuls für die Gründung 
der Vereinten Nationen. Die Schaffung von weltweiter Gerechtigkeit so-
wie die Förderung eines weltweiten sozialen Fortschritts und besseren 
Lebensstandards wurden bereits von Anbeginn mitgedacht und in den 
ersten Absätzen der Präambel der UN-Charta verankert. Die Vereinten 
Nationen haben sich zwischenzeitlich zu einem wichtigen entwicklungs-
politischen Forum und Akteur fortentwickelt. Parallel zur bereits erwähn-
ten „Agenda for Peace" ist auch auf die „Agenda for Development" hin-
zuweisen, in der der ehemalige Generalsekretär Boutros-Ghali bereits im 
Jahre 1994 bis heute gültige Visionen, Herausforderungen und Reform-
bedarfe formulierte. 

Die deutsche Entwicklungspolitik, die die Verbesserungen der Lebens-
verhältnisse von Menschen in Entwicklungs- und Transformationsländer 
auch mit Blick auf die globale Zukunfts- und Friedenssicherung zur Auf-
gabe hat, orientiert sich wiederum an Entschließungen der Vereinten Na-
tionen und wirkt in ihren Gremien mit. Für sie bilden die Millenniums-
erklärung der Vereinten Nationen und die Millenniumsziele, der Konsens 
der Entwicklungsfinanzierungskonferenz in Monterrey/Mexiko sowie der 
Johannesburg-Aktionsplan des Weltnachhaltigkeitsgipfels den program-
matischen Rahmen. 

Außerdem ist die Entwicklungspolitik als eigenständiger Teil der gemein-
samen Außenpolitik Deutschlands (siehe Koalitionsvereinbarung vom 
Oktober 2002) eingebunden in die deutschen Gesamtanstrengungen zur 
Stärkung und Reform internationaler Strukturen, Verhandlungsprozesse 
und Regelwerke. Wo Multilateralismus und internationale Kooperation 
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bestimmende Grundkonstanten der deutschen Außenpolitik sind, bilden 
die Vereinten Nationen selbstverständlich ein unverzichtbares Kernstück. 
Da viele vordringliche Entwicklungsprobleme weltweite Ursachen und 
Auswirkungen haben, können globale Herausforderungen wie die Siche-
rung von Frieden und Menschenrechten, wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung und Verteilung der Chancen und Risiken der Globalisierung 
nur mit und in den Vereinten Nationen gemeistert werden. 

Allerdings sind in Entwicklungsfragen noch andere wichtige Institutionen, 
Foren und Prozesse zu nennen: Der G8-Prozeß, in dem z.B. die erwei-
terte Entschuldungsinitiative beschlossen wurde und durch dessen Akti-
onsplan die NEPAD-Initiative afrikanischer Reformstaaten unterstützt 
wird; die Weltbankgruppe, deren Mitglieder zwar formal Sonderorganisa-
tionen der Vereinten Nationen sind, die aber faktisch selbständig agie-
ren, und regionale Entwicklungsbanken; die Welthandelsorganisation; 
die OECD, in deren Development Assistance Committee die internatio-
nale Geberkoordinierung, "peer review", Austausch und Verschriftlichung 
von "best practice" stattfinden; sowie die Europäische Union - quantitativ 
ein sehr wichtiger Geber und daneben mit einem Mandat für die Verbes-
serung von Kohärenz, Komplementarität und Koordinierung ausgestattet. 
Dabei kann es zwischen den Organisationen zu wechselseitig befruch-
tenden Dynamiken kommen. Zum Beispiel können die zunächst im 
Rahmen der OECD, also im Geberkreis, formulierten „Internationalen 
Entwicklungsziele für das 21. Jahrhundert" durchaus als Vorläufer der 
alle Staaten verpflichtenden Millennium Development Goals, die aus der 
Millenniumserklärung von September 2000 hervorgegangen sind, gelten. 

Aus entwicklungspolitischer Sicht können folgende Prozesse bzw. Funk-
tionen der Vereinten Nationen unterschieden werden: 

Durch die Programme oder Sonderorganisationen der Vereinten Natio-
nen werden länderspezifische ökonomische Analysen und entwicklungs-
politische Grundlageninformationen erarbeitet (v.a. Weltbank und 
UNDP). Dabei kommt es in Fragen des Entwicklungsbegriffs und der 
zugrundeliegenden Entwicklungsmodelle sowie bei der Indikatorenwahl 
durchaus manchmal zu einem Ideenwettbewerb. So ist der von UNDP 
verwandte Index über Menschliche Entwicklung (HDI) wesentlich ange-
legt als Weltbank-Indices; UNDP-Berichte erfassen auch die Ungleich-
heit der Einkommensverteilung und Trends bei der Kluft zwischen Arm 
und Reich. 

Die Vereinten Nationen sind wichtiges Forum für internationale Abstim-
mung und politische Konsensbildung zu entwicklungspolitischen Frage-
stellungen vor allem durch die Formulierung von Zielkatalogen, Aktions-
programmen und auch völkerrechtlich bindenden Standards, deren Ein-
haltung teilweise durch Verifikationsmechanismen überprüft wird. Natür-
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lieh befassen sich zunächst die Gremien der Vereinten Nationen mit 
Entwicklungsfragen und können dabei - zumindest politisch - verbindli-
che Beschlüsse treffen. Dabei werden Entwicklungsthemen von Sep-
tember bis Dezember im 2. und 3. Ausschuß der Generalversammlung 
verhandelt. Dem Wirtschafts- und Sozialrat ECOSOC, der die General-
versammlung vorbereitet und das zentrale Organ für wirtschaftliche, so-
ziale und Entwicklungsfragen darstellt, soll künftig eine noch wichtigere 
Rolle bei der Prüfung von Berichten der Entwicklungsprogramme und -
Organisationen sowie bei der Koordinierung zukommen, weil man davon 
absehen möchte, regelmäßige Fortschrittskonferenzen durchzuführen. 

Dabei haben die großen Weltkonferenzen der letzten 15 Jahre jeweils 
wichtige Verpflichtungen hervorgebracht und auch bilaterale Zusagen 
motiviert, wie z.B. die im Zuge der Frauenrechtskonferenz von Beijing 
gemachte Zusage der Bundesregierung, bis zum Jahre 2000 40 Mio. 
US$ für Projekte der rechts- und sozialpolitischen Beratung von Frauen 
in Entwicklungsländern zu verwenden. Die AbSchlußerklärungen stellen 
in vielen Teilbereichen Orientierungsmarken in konzeptionellen und ope-
rativen Fragen dar. Besonders hervorheben möchte ich unter den Konfe-
renzen der letzten Jahre die LDC-IIi-Konferenz 2001 in Brüssel, bei der 
freier Marktzugang für alle Produkte ärmster Entwicklungsländer ("eve-
rything but arms") beschlossen wurde, die Entwicklungsfinanzierungs-
konferenz im Jahre 2002 im mexikanischen Monterrey, bei der die EU 
eine gemeinsame Zusage zur Erhöhung der öffentlichen Entwicklungs-
leistungen aus EU-Mitgliedsstaaten gemacht hat, sowie der Weltgipfel 
für Nachhaltige Entwicklung ebenfalls 2002 in Johannesburg, bei dem 
innovative Entwicklungspartnerschaften mit der Wirtschaften beschlos-
sen wurden. 

Die Millenniumserklärung der Vereinten Nationen, die viele der Hand-
lungskataloge zu einem kompakten Handlungsprogramm für die ersten 
Jahre des 21. Jahrhunderts zusammengefaßt hat, und die aus ihr abge-
leiteten Millennium-Entwicklungsziele (MDGs) sind zwischenzeitlich zu 
einem zentralen Referenzrahmen für entwicklungspolitische Aktivitäten 
weltweit geworden. Während die MDGs die Fokussierung, Umsetzungs-
und Ergebnisorientierung der internationalen Gemeinschaft enorm ge-
stärkt und den wichtigen Gedanken einer globalen Partnerschaft für 
Entwicklung verankert haben, geht die Erklärung selbst von einem erwei-
terten Entwicklungsverständnis, welches Frieden und Stabilität sowie 
Menschenrechte, verantwortliche Regierungsführung und Demokratie 
zugleich als Voraussetzungen für wie auch als Ergebnis von Entwick-
lungsprozessen ansieht. Dies entspricht sowohl dem deutschen entwick-
lungspolitischen Verständnis wie u.a. im Aktionsprogramm 2015 darge-
stellt als auch im Krisenpräventionsgesamtkonzept der Bundesregierung, 
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das den entwicklungspolitische Beitrag zu Krisenprävention und Frie-
densentwicklung berücksichtigt. 

Wie schon erwähnt - und die verschiedenen Aspekte sind nicht immer 
trennscharf voneinander zu unterscheiden - spielen Institute oder Pro-
gramme der Vereinten Nationen eine Rolle bei der konzeptionellen Fort-
entwicklung und Innovation. So greift der jährlich erscheinende UNDP-
Bericht über die Menschliche Entwicklung aktuelle entwicklungspolitische 
Themen auf und stößt damit auch neue internationale Debatten an (zu-
letzt z.B. Menschenrechte und Entwicklung, Demokratie und Entwicklung 
etc.). Das unanhängige Büro für Entwicklungsstudien von UNDP hat au-
ßerdem in den letzten Jahren die internationale Diskussion über die Si-
cherung und Finanzierung globaler öffentliche Gütern ausgelöst und vo-
rangebracht. 

Erwähnenswert darüber hinaus auch die vom Generalsekretär Kofi An-
nan selbst stark vorangetriebenen Aktivitäten zum Einbezug nicht-
staatlicher Akteure wie NGOs und v.a. Wirtschaftsunternehmen. Die 
Global Compact Initiative, die auch der Vernetzung und dem gemeinsa-
men Lernen dient, und andere freiwillige Instrumente werden von deut-
scher Seite parallel zu Bemühungen um eine stärkere menschenrechtli-
che Verantwortung von Wirtschaftsakteuren unterstützt. 

Die Vereinten Nationen sind wichtiger Akteur der Mobilisierung von Öf-
fentlichkeit für entwicklungspolitische wie auch andere Fragen der inter-
nationalen Zusammenarbeit. Im Rahmen der „Millennium Campaign" soll 
die Unterstützungsbasis für Entwicklungsaufgaben verbreitert und v.a. 
eine Verankerung in der Zivilgesellschaft erreicht werden. 

Auf die wichtige Präsenz der multilateralen Organisationen vor Ort, auch 
zur schnellen konzertierten Reaktion in Notfällen sowie der Übernahme 
von quasistaatlichen exekutiven Aufgaben in Postkonfliktsituationen (Ko-
sovo, Ost-Timor) oder bei Staatsversagen kann hier aus Zeitgründen lei-
der nicht näher eingegangen werden. Zu betonen ist hierbei jedoch der 
in der Nothilfe verankerte Kontinuumsgedanke; d.h. bereits in der akuten 
Interventionsphase muß an die Schaffung von Strukturen gedacht wer-
den, die mittel- bis langfristig eine Entwicklung aus eigener Kraft ermög-
licht. 

Fonds und Programme sowie Treuhandvorhaben der Vereinten Nationen 
führen darüber hinaus viele konkrete Kooperationsvorhaben durch. 
UNDP ist dabei für die Technische Zusammenarbeit (Politikberatung, 
Unterstützung bei Institutionenaufbau und Qualifizierungsmaßnahmen), 
Koordinierung und auch „Advocacy" des gesamten UN-Systems zustän-
dig. UNDP kooperiert mit über 170 Staaten in sechs thematischen 
Schwerpunktbereichen: Demokratische Regierungsführung, Armutsmin-
derung, Krisenprävention und Krisenbewältigung, Umwelt und nachhalti-
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ge Energieversorgung, HIV/AIDS, Informations- und Kommunikations-
technologie. 

Aus alledem ergeben sich unterschiedliche Rollen für die deutsche Re-
gierung und interessante, sich gegenseitig verstärkende bzw. befruch-
tende Wechselbezüge. Diese Rollen und die strategische Zielrichtung 
der deutschen Mitarbeit in bzw. Förderung von multilateralen Institutio-
nen werden nun in den sog. Institutionenstrategiepapieren des BMZ 
thematisiert, die auch wichtige Reformanliegen ansprechen. 

Als mitwirkender Staat beeinflußt Deutschland natürlich die Verhand-
lungsergebnisse und kann aktiv konzeptionelle und praktische Fortschrit-
te mitgestalten (und dadurch ggf. auch erfolgreiche bilaterale Ansätze 
zum internationalen Standard machen). Dabei ist es Anliegen der Ent-
wicklungspolitik, entwicklungspolitische Gesichtspunkte und die Interes-
sen von Entwicklungsländern angemessen berücksichtigt zu sehen. Ein 
Teil der bi- oder multilateralen Technischen Hilfe wird daher auch zur 
Stärkung der Verhandlungskapazitäten von diesen Ländern verwandt. 
Mittels der sog. „Umsetzungshilfe" werden Länder außerdem unterstützt, 
ihre völkerrechtlichen Verpflichtungen z.B. aus Umwelt- oder Menschen-
rechtskonventionen, auch tatsächlich in die Praxis umzusetzen. Dieses 
Instrument ist nicht zu unterschätzen, denn dadurch können sich interna-
tionale Verträge auf die Lebenspraxis der Menschen vor Ort auswirken 
und ihre Wirkung entfalten. 
Deutschland ist zudem wichtiger Geber; so unterstützt das BMZ die Ar-
beit von UNDP durch einen Beitrag zum „core budget" und beteiligt sich 
außerdem z.B. an einem Trustfund für demokratische Regierungsfüh-
rung. Zudem fördert Deutschland weitere UN-Organisationen wie UNF-
PA, UNIFEM (die mit Mitteln des Anti-Terror-Pakets von 2001 ein Vorha-
ben zur Überwindung der Gewalt gegen Frauen durchführen), UNV und 
andere. Dazu kommt die wichtige Arbeit der fachlich spezialisierten Son-
derorganisationen wie FAO, WHO usw., die durch Pflichtbeiträge und 
Sondermittel gefördert wird. 

Den hohen Stellenwert, den Deutschland der multilateralen Entwick-
lungszusammenarbeit beimißt, läßt sich auch an den Zahlen ablesen. 
Während im OECD-Durchschnitt ca. 22 % der öffentlichen Entwicklungs-
leistungen (ODA) an multilaterale Einrichtungen fließt, erreichen ca. ein 
Drittel der Mittel aus dem BMZ-Etat die Entwicklungs- und Transformati-
onsländer über multilaterale und zwischenstaatliche Einrichtungen; von 
der deutschen Gesamt-ODA sogar bis zu 45%. Dabei ist Deutschland 
häufig ein sehr wichtiger Geber, trägt international meist einen Anteil von 
ca. 10%, in Sonderfällen (z.B. für das Budget des internationalen Straf-
gerichtshofs) etwas mehr, und im Rahmen der EU knapp 25%. Die sich 
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daraus auch ergebende Mitbestimmungs- bzw. Steuerungsrolle wird un-
terschiedlich wahrgenommen, z.B. bei UNDP über eine hochrangige 
Mitwirkung im dreimal jährlich tagenden Exekutivrat. Daneben gibt es in 
vielen Bereichen einen intensiven Austausch über fachliche und prakti-
sche Fragen auf den unterschiedlichsten Ebenen. 

Umgekehrt sind deutsche EZ-lnstitutionen auch Durchführer von Maß-
nahmen im Unterauftrag internationaler Organisationen. So wird z.B. 
GTZ im Bereich Entwaffnung, Demobilisierung und Reintegration für das 
UNHCR tätig oder ist aktuell in Afghanistan mit dem Aufbau kommunaler 
Strukturen betraut. Auch dies bietet die Chance, praxisbewährte Lö-
sungsmodelle mit zusätzlichen Mitteln zu multiplizieren und dadurch 
gleichzeitig das deutsche Profil zu schärfen. 

Angesichts der Akteursvielfalt in Entwicklungsfragen und der gleichzeiti-
gen Mittelknappheit für Entwicklungsaufgaben muß unter Berücksichti-
gung der jeweiligen komparativen Vorteile sorgfältig abgewogen werden, 
mit welchen Instrumenten und Institutionen man in unterschiedlichen Si-
tuationen tätig wird. So können sich die Vereinten Nationen in vielen poli-
tisch sensiblen Situationen aufgrund der Universalität der Mitgliedschaft, 
der politischen Neutralität und der Systemoffenheit im Vergleich zu ande-
ren multilateralen oder bilateralen Gebern als glaubwürdiger "honest 
broker" empfehlen. In Krisen- oder Kriegssituationen sind die UN oft der 
einzige von den Parteien akzeptierte Akteur. Auch kann es mit Blick auf 
die Bündelung von Ressourcen oder die Legitimität von Aktivitäten sinn-
voll sein, durch die Vereinten Nationen zu handeln. Ist die bilaterale bzw. 
offizielle Zusammenarbeit mit bestimmten Staaten suspendiert oder 
beendet, kann unter Umständen die fachlich zuständige UN-
Organisation im Rahmen ihrer Sachwalterrolle beispielsweise die 
Ernährungssicherung oder Gesundheitsversorgung übernehmen. 

Trotz dieser Vorteile spricht viel dafür, nicht alle Formen der Entwick-
lungskooperation zu multilateralisieren oder den Vereinten Nationen zu 
übertragen. Zum einen hat sich der Ideenwettbewerb mit Blick auf die 
Unterschiedlichkeit von staatlichen Voraussetzungen, Entwicklungsni-
veaus und Problemlagen auch in der EZ bewährt. Zum anderen ringen 
die Vereinten Nationen mit vielen praktischen Problemen, die General-
sekretär Kofi Annan seit 1997 mit einer ehrgeizigen Reformagenda auf-
gegriffen hat. Kernanliegen in der EZ-Reformdebatte sind dabei neben 
der allgemeinen Entbürokratisierung, Effizienzsteigerung, Qualitätskon-
trolle und Wirkungsorientierung, die Vermeidung von Doppelarbeit, die 
Konzentration der Organisationen auf komparative Vorteile, die Formu-
lierung und Verfolgung gemeinsamer Strategien, Wissensmanagement, 
Verfahrensharmonisierung, Programmbildung (Abkehr von der „Projekti-
tis"), Aufwertung des „Resident Coordinators" zu der zentralen Anlauf-
stelle und Koordinierungsinstanz, Personalerneuerung. Die Reforman-
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strengungen zeigen dabei schon einige Ergebnisse; so ist die UN-
Entwicklungsgruppe gestärkt und ihr Budget gebündelt sowie Fortschritte 
in Richtung gemeinsamer Planung und Programmierung erreicht wor-
den. 

Ich möchte auch mit Blick auf die entwicklungspolitische Kernforderung 
der Verbesserung von Kohärenz verschiedener Politikbereiche insbe-
sondere die verstärkten Anstrengungen zur Verbesserung der Kommu-
nikation zwischen Institutionen hervorheben. Dabei ist es wichtig, daß 
z.B. das gemeinsame Frühjahrstreffen der Weltbankgruppe, WTO und 
ECOSOC über Lippenbekenntnisse hinausgeht und Ergebnisse in die 
Arbeit rückgekoppelt werden. Wie sich neue Ansätze für das Mainstrea-
ming von wichtigen UN-Themen auch in den Programmen und Sonder-
organisationen (z.B. mittels des im Mai 2003 beschlossenen Menschen-
rechtsansatz für die gesamte Entwicklungskooperation der VN oder aber 
die ebenfalls 2003 in die Testphase gegangenen Richtlinien für die Be-
rücksichtigung von Menschenrechten in Armutsbekämpfungsstrategie-
papieren) in der Praxis bewähren werden, bleibt abzuwarten. 

Lassen Sie mich abschließend noch auf einige Zukunftsherausforderun-
gen eingehen. Angesichts der Ereignisse der letzten Monate geht es bei 
der Arbeit mit und in den Vereinten Nationen auch immer um die 
Sicherung der Grundlagen des Multilateralismus insgesamt sowie der 
Relevanz und Glaubwürdigkeit der Vereinten Nationen im Besonderen. 
Die von ihr verkörperten Werte und Verfahren sind das Fundament bzw. 
der Garant für gemeinsame Entwicklungspolitik und kooperative, 
rechtsgebundene, prinzipienorientierte Zukunftsicherung, die nicht 
grundsätzlich in Frage gestellt werden dürfen. In der entwicklungs-
politischen Praxis wird zudem immer wieder deutlich, wie schädlich 
Doppelstandards oder aber aggressive Agenden sind. Die „Regine-
Change'-Doktrin, also eine Agenda der „Demokratisierung mit 
militärischen Mitteln" ist beispielsweise imstande, die mittel- bis 
langfristig angelegten Demokratieförderbemühungen im Nahen und 
Mittleren Osten, die für die Entwicklungschancen der dortigen 
Bevölkerungen unabdingbar sind, zu unterminieren. Es gilt daher, die 
bekannten und oft proklamierten Prinzipien der Partnerschaft, des 
„Ownership", des Verhandeins auf Augenhöhe und der Partizipation 
tatsächlich zu realisieren und insgesamt glaubwürdig zu agieren. 

Mit Blick auf die Notwendigkeit globaler Problemlösung und die gleich-
zeitige Mittelknappheit für (globale) öffentliche Aufgaben muß in den 
nächsten Jahren unbedingt eine Verständigung auf eine kooperationsbe-
fördernde, problemlösungsorientierte, effiziente, transparente, partizipa-
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tive und legitimierte internationale Institutionenarchitektur (Global Gover-
nance) erfolgen. Außerdem gibt es noch immer ungerecht verregelte 
(z.B. Welthandelsrecht) oder aber mit global schädlichen Folgen ungere-
gelte Bereiche (z.B. Internationale Finanzordnung, Schutz bzw. Produk-
tion globaler öffentlicher Güter), die durch Prozesse der internationalen 
bzw. transnationalen Verrechtlichung bearbeitet werden müssen. Dabei 
ist dafür Sorge zu tragen, daß die Lösungen gleichzeitig problemange-
messen und auch für Entwicklungsländer umsetzbar sind. 

Im Zusammenwirken von Außen-, Sicherheits- und Entwicklungspolitik 
ist auf ein stärkeres Ineinandergreifen der verschiedenen Anstrengungen 
zu achten. Dies setzt eine gute Kenntnis der jeweiligen Handlungsprinzi-
pien und Stärken voraus. Daß die Entwicklungspolitik eine wichtige Auf-
gabe in der Abstützung von Postkonflikt- oder anderen Krisensituationen 
auch mit Blick auf die Erzielung einer zwischenzeitlich sprichwörtlichen 
„Friedens- bzw. Demokratiedividende" sieht, zeigt das besondere Enga-
gement in Südosteuropa, den übrigen Transformationsländern sowie in 
Afghanistan. Eine besondere Herausforderung ist neben der Prävention, 
u.a. durch die Schaffung von differenzierten Kooperationsangeboten für 
schwierige Kooperationsländern, in Zeiten knapper Kassen auch die 
stärkere Unterstützung für die aus MDG-Sicht besonders relevanten 
Länder z.B. Subsahara-Afrikas. 

Abschließend möchte ich nochmals betonen: Trotz aller sorgenvollen 
Diskussionen in den letzten Monaten sind und bleiben die Vereinten Na-
tionen die einzige Organisation, die als Forum, Wegbereiter und Ent-
scheidungsgremium zur Lösung globaler Fragen berufen und geeignet 
ist. Aus entwicklungspolitischer Sicht sind die UN damit der unverzicht-
bare internationale Akteur. Daß wir sie dazu stärken und gleichzeitig 
aber auch stetig reformieren und für neue Herausforderungen „fit" ma-
chen müssen, liegt auf der Hand. Wir sind jedoch in den letzten Jahren 
bereits auf gutem Wege zu mehr Zielorientierung, Verantwortlichkeit und 
Konvergenz in Entwicklungsfragen. Das sollte uns ermutigen, auch künf-
tig gemeinsam und entschlossen in diese Richtung voranzuschreiten. 
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Die deutsche UN-Politik zwischen grundsätzlichen Fragen 
und besonderen Herausforderungen 
- Diskussionszusammenfassung 
Norman Weiß 

Gegenstand dieser ausführlichen Diskussion war zunächst, welche Rolle 
die Bundesrepublik Deutschland bei der notwendigen Stärkung der Ver-
einten Nationen spielen könne, angesichts der unilateralen Politik der 
gegenwärtigen US-Regierung (Nehls). Hier wurde darauf hingewiesen, 
daß es in den USA immerhin Diskussionen und in einer breiten Öffent-
lichkeit auch eine Position zu den Vereinten Nationen gebe. Daß diese 
nicht immer das gesamte Bild erfasse und mitunter polemisch verzerrt 
sei, treffe allerdings auch zu (Tschampa). Insgesamt sei jedenfalls aber 
gerade die wissenschaftliche Diskussion über Fragen im Zusammen-
hang mit den Vereinten Nationen fundierter als in der Bundesrepublik 
Deutschland (Haber). Letztendlich müsse man akzeptieren, daß die Er-
fahrung der Terroranschläge vom 11. September 2001 das Interesse der 
amerikanischen Öffentlichkeit und der Regierung eindeutig auf den Si-
cherheitsbereich. 

In diesem Zusammenhang wurde auch der Beitrag der Bundesrepublik 
Deutschland zu den Bemühungen um eine Reform der Vereinten Natio-
nen angesprochen (Eichert). Das Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit engagiere sich hier naturgemäß nur in bestimmten Be-
reichen, vor allem unterstütze man das „Mainstreaming" von Menschen-
rechten, aber auch eine Stärkung der wirtschaftlichen, sozialen und kul-
turellen Rechte, beispielsweise durch die Einführung einer Individualbe-
schwerde für den Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte (Tschampa). 
Ein weiteres Thema war der Global Compact. Hier wurde unter anderem 
die Frage der Rechtsverbindlichkeit problematisiert, aber auch darauf 
hingewiesen, daß möglicherweise schwächere Staaten gegenüber star-
ken transnationalen Unternehmen (TNU) benachteiligt würden (Hae-
drich). Ohne die Risiken verkennen zu wollen, solle man den neuartigen 
Ansatz des Global Compact zunächst einmal begrüßen. Außerdem sei 
an andere, möglicherweise weiterführende Vorhaben, wie die "Human 
Rights Principles and Responsibilities for Transnational Corporations and 
Other Business Enterprises"1 zu erinnern (Tschampa). Unternehmen 

1 Siehe UN-Dok. E/CN.4/Sub.2/2002/WG/.2/WP1, von der Menschenrechtsunterkommis-
sion am 29. Mai 2002 verabschiedet. 
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komme eine Verantwortung im Bereich Menschenrechte zu, das sei klar. 
Nach der Einschätzung des Auswärtigen Amtes seien sich deutsche Un-
ternehmen dieser Verantwortung weitgehend bewußt (Haber). 

Eine Frage bezog sich auf die Verknüpfung der Krisenprävention durch 
die Bundesregierung mit Erkenntnissen aus der Wissenschaft über Kon-
fliktpotentiale (Brauch). Hierzu wurde angemerkt, daß die Koalitionsver-
einbarung vom Oktober 2002 einen Aktionsplan der Ministerien vorsehe, 
der momentan erarbeitet werde; hierbei werde in großem Maßstab auf 
Erkenntnisse und Anregungen der Wissenschaft zurückgegriffen 
(Tschampa). 
Zu einem wichtigen Problem der Entwicklungszusammenarbeit, nämlich 
der Subventionierung des europäischen Binnenmarktes, wurde ange-
merkt, daß das BMZ eine „Agrarwende" für notwendig halte und erste 
Schritte in diese Richtung begrüße. Die Problemlage sei aber insgesamt 
sehr komplex; man müsse nur einmal an die sogenannten virtuellen 
Wasserexporte denken (Wesel, Tschampa). 

Am Beispiel der Friedenssicherung wurde gefragt, ob das Auswärtige 
Amt, gerade auch im Vorfeld der derzeitigen nichtständigen Mitglied-
schaft im Sicherheitsrat, grundlegende Konzepte habe entwickeln kön-
nen, um so etwa die Einrichtung einer ständigen Eingreiftruppe voranzu-
bringen (Bummel). 
Abschließend erinnerte Tschampa daran, daß nicht die Entwicklungs-
konzepte Variationen einer Melodie seien (so der Vorwurf von Wesel), 
sondern daß - ungeachtet aller erzielten Fortschritte wie Steigerung der 
Lebenserwartung oder der Alphabetisierungsrate - viele Herausforde-
rungen für die Entwicklungszusammenarbeit nach wie vor - teilweise 
sogar verschärft - bestünden. 
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Die Rolle Deutschlands bei der Lösung der Namibia-Frage 
im Rahmen der Vereinten Nationen 
Hans-Joachim Vergau 

1. Bekanntlich sind die damaligen beiden deutschen Staaten erst 1973 
Mitglieder der Vereinten Nationen (VN) geworden. 

Die DDR hat in den das südliche Afrika betreffenden Fragen ziemlich 
konsequent bestimmte Befreiungsbewegungen, darunter auch die South 
West Africa People's Organization (SWAPO), unterstützt. Den von der 
dominierenden Mehrheit der Blockfreien durchgezogenen Resolutionen 
der VN-Generalversammlung (GV), zu deren Inhalt immer wieder schar-
fe, teilweise berechtigte Kritik an der Afrika-Politik westlicher Regierun-
gen gehörte, hat sie meistens nachdrücklich und im Verein mit den an-
deren Ostblock-Staaten zugestimmt. In diesem Konzert stimmte sie 
auch für Positionen, die wegen ihrer groben Einseitigkeit vernünftigen 
Lösungsbemühungen im Wege standen. In Bezug auf den hier darzu-
stellenden Verhandlungsprozeß für Namibia hat die DDR keine nen-
nenswerte Rolle gespielt. 

Die Rolle der Bundesrepublik Deutschland in Bezug auf Namibia blieb 
zunächst widersprüchlich. Man verharrte im Widerstand gegen Wirt-
schaftssanktionen gegen Südafrika und gegen die Einsicht, daß die spä-
testens seit dem Namibia-Gutachten des Internationalen Gerichtshofs 
(IGH) von 1971 völkerrechtlich geklärte Position, wonach die Präsenz 
Südafrikas in Namibia illegal war, von Bonn Konsequenzen verlangte. In 
dieser Hinsicht stand die Forderung nach Schließung unseres Konsulats 
in Windhuk mit im Vordergrund. Andererseits haben Bundeskanzler Hel-
mut Schmidt und vor allem Außenminister Genscher, zugleich aber auch 
Politiker aus den Reihen der damaligen Opposition, seit 1974 mit zuneh-
mendem Nachdruck das Selbstbestimmungsrecht für die noch nicht 
unabhängigen Völker im südlichen Afrika und die Aufgabe der 
Rassendiskriminierung eingefordert. 

2. Im Sicherheitsrat (SR) haben die westlichen Mitglieder (die Bundes-
republik gehörte noch nicht dazu) am 30. Januar 1976 der berühmten 
Resolution Nr. 385 zugestimmt. Motiv war sicher nicht eine plötzliche Ei-
le, dem namibischen Volke zu helfen, sondern wohl hauptsächlich die 
Sorge, die fortgesetzte Mißachtung der Positionen der Generalversamm-
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lung (GV) werde dem zunehmenden Einfluß radikaler Kräfte und Mos-
kaus Vorschub leisten. Der Kernsatz der einstimmig angenommenen 
Resolution lautet: "The Security Council... declares that in order that the 
people of Namibia be enabled to freely determine their own future, it is 
imperative that free elections under the supervision and control of the 
United Nations be held for the whole of Namibia as one political entity." 

Diese - von der Bundesregierung nachdrücklich begrüßte - Resolution 
erschwerte nun bei uns die Kritik an deren Namibia-Politik, welche in 
Bonn ständig von Oppositionspolitikern und mit besonderer Härte sei-
tens der CSU vorgebracht worden ist und welche - uni sono mit den 
meisten Namibiadeutschen - von Mißtrauen sowohl gegen die VN als 
auch gegen die Flexibilität Genschers in der Sanktionenfrage und im 
Umgang mit SWAPO geprägt war. 

Resolution 385 erregte Angstzustände beim Apartheid-Regime in Süd-
afrika. Denn selbst wenn man den Verlust Namibias hinnähme, würde 
nicht durch die ansteckende Wirkung einer demokratischen Lösung im 
Nachbarland ein höchst gefährlicher Auftrieb des Befreiungskampfes der 
Nicht-Weißen im eigenen Lande und der internationalen Unterstützung 
dafür ausgelöst? - Die Furcht vor diesem Bazillus gehört zu den Haupt-
gründen der sich über die ganze hier darzustellende Namibia-Initiative 
hinziehenden verzweifelten Verzögerungstaktiken Pretorias. 

3. So waren immerhin einige Namibia betreffende Denkanstöße zu uns 
durchgedrungen, als die Bundesrepublik 1977 zusammen mit Kanada 
nicht-ständiges SR-Mitglied geworden war. Die damit im SR zusammen-
geführte Fünferriege aus NATO-Staaten trat jedoch anfangs mit keinerlei 
Absichten zu irgendetwas Gemeinsamem an, geschweige denn zu einer 
Namibia-Initiative. Initialzündend wirkte vielmehr ein sofort abgefeuerter 
Beschluß seitens der Afrikagruppe mit vier teilweise provozierenden Re-
solutionsentwürfen gegen Apartheid. Die Fünf sollten spektakulär ge-
zwungen werden, endlich zu wirksamen Maßnahmen (darunter vor allem 
Sanktionen) Farbe zu bekennen. Jetzt fanden sich die Fünf auf der Stel-
le zusammen und versuchten händeringend, den Afrikanern ihr demas-
kierendes Projekt auszureden und sie für eine stattdessen zu entwik-
kelnde „gemeinsame Prinzipienerklärung" zu gewinnen. Das war nur ei-
ne Vorstufe der „Kontaktgruppe", zumal sich weitere Delegationen dem 
Fünferkreis hätten anschließen können. Man dachte, als die Afrikaner 
sich unnachgiebig zeigten, auch an ein Angebot, im SR eine Debatte 
über Namibia zu mobilisieren. 

Erst später hat der damalige Leiter der VN-Abteilung im Auswärtigen 
Amt in Bonn, Helmut Redies, bei Konsultationen im US-State Depart-
ment den Gedanken angesprochen, ob nicht die Fünf am Rande des SR 
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selbständig "something on Namibia" starten könnten, und dabei erfah-
ren, daß unabhängig von seiner Idee hochrangige US-Experten schon 
dabei waren, in die gleiche Richtung zu denken. Man sollte die Originali-
tät des Vorschlags nicht überschätzen; in der damaligen Konstellation 
„lag er in der Luft". 

Erst daraus ist dann nach gründlicher Abstimmung mit den fünf 
Hauptstädten (Außenminister Genscher hat sofort zugestimmt) die 
klassische Kontaktgruppe (KG) entstanden und hat am 16. März 1977 
erstmals getagt - und zwar in der kanadischen VN-Mission in New York. 
(Wenn, was vor allem in Interviews gelegentlich geschehen ist, einzelne 
damalige Leiter von beteiligten VN-Vertretungen die Erfindung der Form 
oder des Konzepts dieser Namibia-Initiative für sich in Anspruch 
genommen haben, so überschätzten sie damit die eher technische 
Rolle, die sie als praktische Organisatoren von Treffen und als 
Weisungsübermittler kraft Amtes hatten.) 

4. Die Bundesrepublik war vor allem daran interessiert, Sanktionen zu 
vermeiden und - als im SR erstmals auf die Probe gestellter VN-Neuling 
- die Chance zu nutzen, an internationalem Profil zu gewinnen und ins-
besondere in der dritten Welt glaubwürdiger zu werden. Dahinter stand 
für Genscher, dem der Kanzler dieses Feld weitgehend überlassen hat-
te, neben außenwirtschaftlichen Interessen hauptsächlich das für die 
KSZE- und die Deutschlandpolitik so wichtige Anliegen, die Menschen-
rechte und das Selbstbestimmungsrecht sichtbar einzufordern. Entspre-
chend den Ängsten Pretorias verstand auch Genscher eine VN-
konforme Namibia-Lösung zugleich als eine Vorstufe zur Überwindung 
der Apartheid in Südafrika selbst und damit als hilfreich zur Entlastung 
gegenüber der Kritik an unseren Südafrika-Beziehungen. Die Bundesre-
publik ist 1976 bis 1979 und nochmals 1981 in jeder GV wegen wirt-
schaftlicher, nuklearer oder militärischer Zusammenarbeit mit Südafrika 
unter Namensnennung scharf verurteilt worden. Demgegenüber waren 
die Belange der Namibiadeutschen zwar auch ein Motiv, aber nicht in 
dem Maße ausschlaggebend, wie es vielfach dargestellt wird. Auch oh-
ne diesen Faktor hätte sich die Bundesregierung mit gleicher Energie in 
der KG engagiert. Sie hat sich, wie sich noch zeigen wird, später, als es 
um Vertrauensbildung ging, der Sorgen der Namibiadeutschen (damals 
knapp 20.000, heute wohl weniger als 16.000) intensiv angenommen 
und ihnen die Hinnahme eines demokratischen Prozesses erleichtert. 

5. Die Kontaktgruppe bestand in erster Linie aus je einem hochrangigen 
Diplomaten aus jeder New Yorker VN-Mission in Permanenz; er konnte 
sich Hilfskräfte mitbringen. Er hatte jeden wesentlichen Schritt mit seiner 
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Hauptstadt abzustimmen. Ganz selten kamen auch die fünf Leiter der 
Missionen zusammen, dies aber fast nur, um sich über den Sachstand 
informieren zu lassen. Soweit in afrikanischen Hauptstädten etwas in 
Abwesenheit der New Yorker KG zu erledigen war, setzten sich dort die 
Botschafter der Fünf zu einer lokalen KG zusammen. 

Die Fünf besaßen für ihre diplomatische Offensive durch die in den VN 
voll akzeptierte Res. 385 eine Vorgabe, die ihren weiteren Schritten trotz 
der zunächst aggressiven Skepsis der Blockfreien eine erhebliche Im-
munität verschaffte. Gleichwohl tagte die KG unter sich nie im VN-
Gebäude. Zu leicht hätte dies ihre Arbeit unwillkommener Publizität aus-
gesetzt und den Generalsekretär in die Verlegenheit gebracht, sich mit 
dem Einlaßbegehren des für die Namibia-Lösung laut VN-Theorie „amt-
lich zuständigen", angesichts seiner De-facto-Verbannung aus jenem 
Lande aber frustrierten Namibiarats auseinandersetzen zu müssen. Der 
Ort der (1977/78 fast täglichen) KG-Treffen rotierte unter den fünf Mis-
sionen. Erst ab 1979 war dann überwiegend die US-Mission Treffpunkt, 
aber dies war nicht Zeichen einer politischen Dirigentenrolle, sondern 
vielmehr der allmählichen Einsicht in den großen Vorzug der für alle am 
zentralsten und dem VN-Eingang am nächsten platzierten Lage der US-
Mission. Entsprechend hat man in der deutschen Mission am seltensten 
getagt, weil diese damals deutlich am weitesten abgelegen war (Third 
Av./39th St.). Eine Federführung gab es intern nicht. Diese Gruppe hat 
die meisten Verhandlungen in New York und in Afrika selbst geführt. 
Dabei und auch gegenüber der Presse am Rande von Verhandlungen 
rotierte die Sprecherrolle. So ist diese Rolle auch mehrfach dem deut-
schen KG-Mitglied zugefallen. 

6. Wie geeignet war die KG, im Sinne von SR 385 zu vermitteln? Wo 
sollte sie ansetzen? Die Ausgangslage war alles andere als vielverspre-
chend: Südafrika sprach weder mit der SWAPO noch - in Sachen Na-
mibia - wirklich ernsthaft mit der VN-Seite. Die SWAPO sprach nicht mit 
dem „Kriegsgegner" Südafrika, aber auch nicht offiziell mit einer KG aus 
„Neo-Kolonialisten und Handlangern des Apartheid-Regimes". 

Aus offensichtlichen Gründen würde sich Pretoria nicht auch gegen das 
Gespräch mit seinem allerletzten internationalen Halt, dem Westen, 
sperren. So haben die westlichen Fünf als ersten Schritt eine Botschaf-
ter-Demarche der „Pretoria-Fünf" bei Premierminister John B. Vorster 
veranlaßt. Am 7. April 1977 ist dabei SR 385 erläutert worden; danach 
erfuhr Vorster in vorher noch nie erlebter Deutlichkeit der Sprache: 

"The Governments wish to make it clear that in the absence of early 
South African agreement to pursue a settlement which will meet the fore-
going principles and be internationally acceptable, the Governments will 
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will be obliged to reconsider their previous positions regarding proposals 
for stern action by the United Nations and will be compelled to examine 
a new range of measures intended to obtain South African compliance 
with applicable resolutions of the UN Security Council concerning Na-
mibia. " 

Dem Premier blieb natürlich nicht verborgen, was "stern action" = „kon-
sternierende Maßnahmen" sein würden. Ich selbst war erstaunt, daß 
Bonn diesem Signal sofort zugestimmt hatte; die Weisung war ein Al-
leingang Genschers. Vorster - sichtlich beunruhigt - zeigte sich zu Ver-
handlungen mit der KG bereit. 

7. In ständiger Abstimmung mit den fünf Außenministerien hat diese KG 
dann 1977/78 das Verhandlungskonzept und den Lösungsplan gemein-
sam entwickelt und immer wieder angepaßt. Man arbeitete integriert in 
die Fünfergruppe, und es läßt sich also insoweit keine abgehobene 
„deutsche Rolle" darstellen oder in einem seriösen Prozentsatz ausdrük-
ken. In den Phasen nach 1978 hat es dagegen mehrfach als eigenstän-
dig definierbare deutsche Beiträge gegeben; auf einige werde ich einge-
hen. 

Der Verhandlungsprozeß bietet ein - heute unverändert aktuelles, ja als 
zeitloses Modell brauchbares - Lehrstück des Vermitteins in internatio-
nalen Konflikten und er erfrischt durch die Akrobatik der Methoden und 
der Ausdauer. 

Unmittelbar einbezogen waren außer Südafrika und SWAPO die Frontli-
nienstaaten Tanzania, Mosambik, Botswana, Sambia und Angola (ab 
Unabhängigkeit 1980 auch Simbabwe), ferner Nigeria und der VN-
Generalsekretär. In Windhuk sind die interessierten Gruppen innerhalb 
Namibias von der KG laufend ausführlich informiert worden. 

Zu den härtesten Problemen gehörten: 

Erstens: Die Vermeidung einer von Südafrika manipulierten „internen 
Lösung" ohne VN-Kontrolle. Bekanntlich hatte Südafrika die Bevölkerung 
Namibias in 11 ethnische Gruppen zerteilt („bantustanisiert") und 1975 
unter weitgehend Südafrika-gefügigen Stammesführern bei de facto vor-
herrschender Rolle der Gruppe der „Weißen" zu einer Verfassungskon-
ferenz in die aus der deutschen Zeit stammende Windhuker „Turnhalle" 
einbestellt. Diese Hausbezeichnung ist dann zum Kennwort für die gan-
ze Politik der „internen Lösung" geworden. Demgegenüber war SWA-
POs hart vertretene Ausgangsposition: "Immediate transfer of power". 
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Zweitens: Die Kontrolle der Verwaltung Namibias in der Übergangspha-
se und damit die VN-Kompetenzen und die Zahl des VN-Personals. 
Drittens: Die Südafrika-Truppenstärke (1977 etwa 80.000) und der Zeit-
punkt des Abzugs dieser Truppen. 

Zu diesen beiden Streitfragen gab es lange Zeit unlösbar erscheinende 
Positionskämpfe, weil für den Fall von Wahlen Südafrika sich seines 
Manipulations-Spielraums um so sicherer war, je weniger VN-Personal 
„sich einmischte" und je mehr Südafrika-Militärs bis zur Unabhängigkeit 
auf Wache blieben, während die SWAPO am direkten Gegenteil interes-
siert sein mußte. Die SWAPO bestand zunächst auf vollständigem Ab-
zug aller Südafrika-Militärs vor Beginn eines Wahlkampfes. 

Viertens: Die Orte der Konzentration der SWAPO-Streitkräfte (1977 etwa 
5.000) während des Übergangs und die Art ihrer Überwachung. 

8. Die KG brauchte ein Ergebnis, das im SR vorzeigbar sein würde. Be-
sonders gering waren ihre Einwirkungsmöglichkeiten bei SWAPO. Dazu 
trug bei, daß diese durch die unsinnige, weil mit SR 385 klar unvereinba-
re, GV-Resolution GA 31/146 vom 20. Dezember 1976 mit dem Prädikat 
"sole and authentic representative of the people of Namibia" ausgestattet 
worden war und ständig von radikalen Afrikanern in der GV und im Na-
mibiarat in ihrer Forderung nach "transfer of power" bestärkt wurde. 

Um einer Verständigung mit der Befreiungsbewegung näher zu kom-
men, mußte die KG die Flankenhilfe seitens an einer Lösung handfest 
interessierter afrikanischer Staaten suchen. Diese fand sie aus nahelie-
genden Gründen und doch nur mittels aufreibender Diplomatie bei den 
Frontlinienstaaten Tansania, Mosambik, Botswana, Sambia und Angola 
(ab Unabhängigkeit 1980 auch Simbabwe), sowie bei dem damals 
mächtigen und bei SWAPO einflußreichen Nigeria unter Staatschef Ge-
neral Obasanjo (so heute wieder, als Politiker in Zivil). 

Alle Frontlinienstaaten (FLS) litten schwer unter der selbst auferlegten 
und weitgehend eingehaltenen Wirtschafts- und Verkehrssperre gegen-
über Südafrika. Bei Malawi, Lesotho und Swasiland war die Abhängig-
keit von Südafrika derart, daß diese Länder von jenen afrikanischen 
Sanktionen praktisch dispensiert waren und sich in der GV sogar der 
Stimme enthalten durften; sie galten entgegen der Geographie nicht als 
FLS. Zum wirtschaftlichen Interesse der FLS an baldiger Lösung der 
Regionalkonflikte kam aus Gründen der Selbstachtung und der Sicher-
heit der Wunsch aller nach friedlich herbeigeführter Mehrheitsherrschaft 
in Namibia, Rhodesien und in Südafrika selbst. Keiner zweifelte im ge-
ringsten an Mehrheiten für die Befreiungsbewegungen. Tiefe Sorgen be-
reitete die zunehmende Praxis Südafrikas, die Präsenz dieser Bewe-
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gungen in FLS (vor allem in Botswana, Sambia und Angola) als Vorwand 
für brutale militärische Interventionen zu nehmen, genannt Selbstvertei-
digung gegen "total communist onslaught". 

Keine ganz marginale Rolle spielte natürlich auch die Tatsache, daß mit 
den westlichen Fünf auch die wichtigsten Geber von Entwicklungshilfe 
auftraten. 
Das Echo, das die Ende 1977 zum ersten (und nicht zum letzten) Mal in 
alle diese Hauptstädte einfliegende New Yorker KG erzielte, war nicht 
einheitlich, aber recht ermutigend bei Nyerere von Tansania, bei Khama 
von Botswana und bei Obasanjo, eher verhalten dagegen bei Kaunda 
von Sambia, Do Nascimento von Angola und Samora Machel von Mo-
sambik. Keiner stellte sich gegen die KG-Vermittlung. Alle stellten aber 
auch klar, daß sie am Ende keine Regelung unterstützen könnten, der 
die SWAPO nicht letztlich zugestimmt habe. 

Ein bemerkenswertes Verdienst Genschers besteht darin, daß er schon 
1977 diese KG-Diplomatie gezielt unterstützt hat durch Begegnungen 
mit Nyerere/Tansania und Kaunda/Sambia und durch den ab 1978 zu-
nehmend intensivierten Direktdialog mit der SWAPO-Führung trotz hefti-
ger und von F.J. Strauß teilweise extrem ausfällig gestalteter Opposition 
bei uns. Im Oktober 1977 setzte er im Kabinett durch, das Konsulat 
Windhuk zu schließen. 

Nachdem die KG in je vier Runden mit der Südafrika-Regierung und mit 
der SWAPO und durch Gesprächsrunden in jedem der genannten afri-
kanischen Staaten zwar einer Lösungsgrundlage nähergekommen war, 
den Konfliktparteien jedoch in Kernfragen - wie vor allem dem Streit 
über Zeit und Umfang des Südafrika-Truppenabzugs - noch keine aus-
reichenden Konzessionen hatte abringen können, griff sie im Februar 
1978 zum Instrument der Simultangespräche ("proximity talks"). 

In New York führten die Außenminister der Fünf gemeinsam separate 
Gespräche mit Südafrika-Außenminister Roelof Botha, SWAPO-
Präsidenten Sam Nujoma und den Außenministern der Frontlinienstaa-
ten plus Nigerias (als Gruppe). Hierbei blockierte Südafrika vollständig, 
während der gute Einfluß der Afrikaner die SWAPO u.a. zu der äußerst 
wichtigen Konzession veranlaßte, den Verbleib von 1.500 Südafrika-
Militärs bis zur Unabhängigkeit hinzunehmen. 

Obwohl noch wesentliche Gegensätze bestehen geblieben waren, betrat 
die KG nun die nächste Stufe der Vermittlung: Am 10. April 1978 legte 
sie dem SR-Präsidenten den berühmten eigenen Lösungsplan 
(S/12636) vor, in dem die beiderseits erzielten Zugeständnisse pragma-
tisch aufeinander zugebogen sind und der in der Tat schließlich am 29. 
September 1978 vom SR als Teil der Basis-Resolution 435 übernommen 
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und 1989/90 von den VN voll durchgeführt worden Ist. Doch sollte sich 
der Weg bis dahin noch als schmerzhaft steinig erweisen. 

9. Nachdem Südafrika und die SWAPO Resolution 435 hingenommen 
hatten, gab der Generalsekretär die ihm anheimgestellte Zahl der VN-
Mannschaft mit 7.500 Militärs und 2.000 VN-Zivilpersonal an. Diese 
Übertreibung Waldheims (UNTAG hat tatsächlich nur 4650 Blauhelme, 
wohl allerdings 3500 Zivile eingesetzt) nahm Pretoria zum Vorwand für 
beharrliche Verzögerungen. Der Hoffnung, Dank des „Platzvorteils" 
selbst VN-kontrollierte Wahlen entscheidend beeinflussen zu können, 
war jäh der Boden entzogen. In frontaler Verletzung von Sichersheits-
ratsresolution 435 kündigte Pretoria für Dezember 1978 einseitig interne 
Wahlen zu einer verfassungsgebenden Versammlung an. 

Dieser Schachzug provozierte nicht nur Empörung in den VN (vgl. GV-
Resolution GA 33/206 vom 31.5.1979). Auch die KG hielt ihn für keines-
falls hinnehmbar. Die Gegenoperation ihrer fünf Regierungen, und inso-
weit auch die deutsche Rolle, waren meines Erachtens alles andere als 
rühmlich. Genscher schlug überraschend einen Vorstoß der fünf Au-
ßenminister nach Pretoria vor. Dort trat man an, ohne daß auch nur ei-
ner der Minister die Ermächtigung, wiederum die "stern action"-Karte zu 
ziehen, im Gepäck hatte. Unmittelbar vor Eintritt in die Auseinanderset-
zung mit dem neuen Südafrika-Premier P.W. Botha (assistiert von seiner 
vollen Expertenmannschaft) schlossen unsere fünf Minister plötzlich alle 
sie begleitenden KG-Experten von der Sitzungsteilnahme aus. Die Süd-
afrika-Routiniers schauten ungläubig und erheitert drein. Das Ergebnis 
war ein Desaster. Die Minister fuhren ab mit belanglosen Zusagen für 
weitere Vorbereitungen einer vielleicht für später zu erwägenden VN-
Rolle (welche die zweigleisig fahrenden Südafrikaner ohnehin nicht im 
Prinzip abgelehnt hatten), aber ohne Südafrika-Verzicht auf die internen 
Wahlen. Der Hohn des nun von jeder Sanktionsfurcht befreiten Botha 
war unverkennbar. Die Vertrauensbasis der KG in New York war tiefgrei-
fend beschädigt. 

10. Die manipulierten internen Dezemberwahlen in Namibia änderten 
nichts an der Fortgeltung von SR-Resolution 435. Daß der Westen Wirt-
schaftssanktionen (mit Ausnahme des Waffenembargos gemäß SR-
Resolution 418 vom November 1977) so beharrlich auswich, bedeutete 
nicht etwa, daß ihm dieser Lösungsplan gleichgültig geworden war. 
Ganz im Gegenteil hat die jetzt hinzu gewonnene Aufklärung über die 
Realitäten im südlichen Afrika die Überzeugung verstärkt, daß Südafrika 
zunehmend die Kräfte ausgehen würden, die unverzichtbar wären, um 
sich längerfristig einer international akzeptablen Namibia-Lösung zu wi-
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dersetzen. Die Finanzlasten wegen der drastischen Übermilitarisierung, 
um Befreiungsbewegungen und Terrorismus in und um Südafrika herum 
in Schach zu halten, waren ins Krisenhafte gewachsen. Die Wirtschaft 
litt zusätzlich schwer am Ausbleiben von Investitionen, an der Folge 
freiwillig verhängter oder angedrohter Sanktionen, am Verfall des Rand. 
Innerhalb der weißen Südafrika-Gesellschaft und fast überall im westli-
chen Ausland begannen apartheid-kritische Bewegungen immer schnel-
ler zuzunehmen. Auch wer Pretoria verständnisvoll behandeln wollte, 
konnte nicht umhin, Südafrika sein dringendes Eigeninteresse an mehr 
Beweglichkeit in der internationalen Kooperation (auch mit der UNO) vor 
Augen zu führen. 

Von der deutschen Seite kann ich berichten, daß die Bundesregierung 
ab 1979 unter den westlichen Fünf besonderes Profil im Sinne der Stabi-
lisierung von SR-Resolution 435 und des Fortschritts hin zur tatsächli-
chen Ausführung gezeigt hat. 

Pretoria hatte seine Politik des Zögerns uns gegenüber immer wieder in 
erster Linie mit Ängsten vor einem von der SWAPO drohenden totalitä-
ren Regime und mit Mißtrauen gegen die VN begründet. Zwar teilte die 
Bundesregierung diese Vorurteile nicht, sie hatte aber - wie auch die 
anderen KG-Mitglieder - ein gewisses Verständnis dafür angesichts der 
einseitigen, vom Westen klar abgelehnten und im SR nie bestätigten, 
Bevorzugung der SWAPO durch die GV (das schon erwähnte Prädikat 
"sole and authentic representative of the people of Namibia", ferner der 
GV-Beobachter-Status und erhebliche finanzielle VN-Zuwendungen). 

Die KG beschloß, auf vertrauensbildende Maßnahmen hinzuarbeiten. 

Angeregt durch die Lancaster House Resultate für Rhodesien habe ich 
in einem Papier vom 16. November 1979 in der KG die Idee zirkulieren 
lassen, vorab für Namibia Verfassungsprinzipien auszuhandeln, also 
vorab für alle Bewohner einschließlich der Weißen eine rechtsstaatliche 
Ordnung mit überzeugenden Garantien für Grundrechte und die Unab-
hängigkeit der Justiz sicherzustellen. 

Schon 1980 wandte sich die KG auch der Frage zu, wie verläßliche Ga-
rantien für unparteiisches VN-Verhalten im Übergangsprozeß erreicht 
werden könnten. 
Beide Vorhaben sind von der Bundesregierung schon am 7. März 1980 
gebilligt worden. Die Darstellung des späteren US-Unterhändlers ehe-
ster Chrocker in "High Noon in Southern Africa", wonach beide Projekte 
erst Ende 1981 durch ihn in die KG eingeführt worden seien, trifft nicht 

Zunächst war die KG noch vorwiegend durch - letztlich nicht weiterfüh-
rende - Genfer VN-Konferenzen über eine demilitarisierte Zone zwi-
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sehen Süd-Angola und Nord-Namibia (12. bis 16. November 1979) und 
über "Pre-Implementation" (7. bis 14. Januar 1981) in Anspruch genom-
men. Im Laufe des Jahres 1981 hat die KG dann mit ihrer schon bei der 
Werbung für den Lösungsplan (SR-Resolution 435) bewährten Methode 
- einschließlich der wiederum intensiven Reisediplomatie im südlichen 
Afrika und in Nigeria und wie damals im Umgang mit der höchsten Re-
gierungsebene - in der Vertrauensbildung Fortschritte erzielt. Im Juli 
1982 konnte sie dem Generalsekretär volle Einigung melden über Ver-
fassungsprinzipien (S/15287) und über das "Impartiality Package" 
(S/20635), eine bindend vereinbarte Liste von demokratischen Fairness-
regeln, worin auch der Wegfall der SWAPO-Privilegien während des 
Übergangsprozesses festgelegt war. Die sehr kontrovers begonnene 
und dann im Konsens zu Ende geführte gemeinsame Schlußrunde mit 
SWAPO, FLS und Nigeria vom 9. Juli 1982 über das "Impartiality Pak-
kage" stand unter deutschem Vorsitz. 

Die Einwendungen und Ausflüchte Pretorias waren damit so weitgehend 
ausgeräumt, daß konzentrierter Druck seitens der Fünf nun - auch ohne 
Kapitel-Vll-Sanktionen - die Wende in greifbare Nähe gerückt hätte. Die 
für Südafrika immer krisenhafter gewordene internationale und interne 
Situation ließ jetzt die Aussichten auf solchen Druck positiver erscheinen 
als noch 1978 (Pretoria-Desaster). 

11. Aber der KG war bereits vorher jähe Ernüchterung dadurch wider-
fahren, daß sich ein schon Anfang 1981 bekannt gewordenes überra-
schendes Zusatzkonzept der neuen Reagan-Administration als tatsäch-
lich ernst gemeint herausstellte. In ungeschminkter Einseitigkeit hat Wa-
shington den Abzug der Kubaner aus Angola zur Bedingung für die 
Durchsetzung von Namibias Unabhängigkeit gemacht. Dieses Konzept 
ist unter dem Stichwort „linkage" in die Geschichte eingegangen. Im er-
sten Eifer neigten einige neue Experten im State Department sogar da-
zu, SR-Resolution 435 und den Lösungsplan jetzt über Bord zu werfen. 
Damit war für Pretoria ein „deus ex machina" auf der Bühne erschienen. 

Genscher erkannte sofort, daß hier einseitig, unnötig und ziemlich will-
kürlich die Entkolonisierung Namibias dem Bedürfnis Reagans nach Er-
folgen gegen die Sowjets untergeordnet werden sollte und daß damit die 
Ausführung von SR-Resolution 435 auf Jahre hinaus blockiert sein wür-
de. Wie auch Großbritannien, Frankreich und Kanada stimmte er nicht 
zu, konnte sich aber andererseits nicht frontal gegen diese „linkage"-
Politik stellen, da Anstrengungen für Namibia ohne den US-Alliierten 
aussichtslos gewesen wären. 
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Der US-Experte und Ex-Außenminister Vance kommentierte: 

"For the future, we should press ahead on the basis of Resolution 435 
and the contact group plan. At the present stage of negotiations, it is 
self-defeating to seek to condition implementation of a settlement, as is 
being done, on Angola's commitment to terminate the Cuban presence 
prior to the departure of South African troops. The removal of Cuban 
forces will come in the natural course of events after South African with-
drawal, but not before."(Cyrus Vance, Hard Choices, Simon & Schuster, 
New York 1983, S. 313). 

Tatsächlich erreichte die „Linkage"-Politik in sechs für Namibia bitteren 
Jahren ihr Ziel nicht. Was dann 1988 (aufgrund der New Yorker Verein-
barungen vom 22. Dezember zwischen Angola und Kuba sowie zwi-
schen Angola, Kuba und Südafrika) endlich eingeleitet werden konnte, 
wäre Dank der Wende in der sowjetischen Politik und der weiter ge-
wachsenen eigenen Bedrängnis des Apartheid-Regimes auch ohne „lin-
kage" eingetreten. 

12. Die deutsche Seite konzentrierte ab 1981 alle Kraft darauf, trotz 
„linkage" das Festhalten des Westens an SR 435 zu sichern und konse-
quent weiter auf die frühestmögliche Lösung nach diesem Plan hinzu-
wirken. In diesem Sinne hat vor allen Genscher immer wieder auf Au-
ßenminister-Ebene weithin sichtbare Demonstrationen der Fünf für die 
fortbestehende Gültigkeit des Plans unterstützt - so in Rom im Mai 
1981, in Ottawa im Juli 1981, in Brüssel im Dezember 1981, in Luxem-
burg im Mai 1982, in New York im Oktober 1982, in Williams-
burg/Südafrika im Mai 1983, in Paris im Juni 1983. Die deutsche Diplo-
matie hat zugleich keinen Aufwand gescheut, um das unverzichtbare 
Vertrauen der FLS zu bewahren. Mit dem SWAPO-Führer Sam Nujoma, 
den Genscher schon 1978 und 1980 getroffen hatte, kam es danach zu 
fünf weiteren Begegnungen. Vor allem aber hat die deutsche Seite das 
Verdienst, ab 1981 eine Serie von Zusammenkünften arrangiert und fi-
nanziert zu haben, bei denen eine wichtige Gruppe Namibiadeutscher 
(„Interessengemeinschaft") und die Befreiungsbewegung zu vertrauli-
chen und konstruktiven Dialogen zusammengekommen sind. Das hat 
erheblich zur Entdämonisierung der SWAPO-Führung bei den Weißen 
beigetragen und einem sachlichen Gespräch über die Zukunft des Lan-
des den Weg geebnet. 

Die Perspektive, SR 435 nun endlich durchführen zu können, geriet in 
eine ernste Krise, als Ende 1988 im SR, in den wir 1987 zurückgekehrt 
waren, erkennbar wurde, daß die Afrikagruppe (unterstützt von Brasilien) 
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das "Impartiality Package" vom Juli 1982 als nicht bindend behandeln 
wollte („nur mündlich vereinbart"). Mit Genschers Zustimmung habe ich 
in New York unverzüglich die Initiative ergriffen, um durch die KG die 
FLS anzusprechen (sowohl ihre Botschafter bei den VN, als auch ihre 
Regierungen durch Demarchen in den Hauptstädten) und sie an ihre 
bindende Zustimmung zum Package zu erinnern. Der Angriff konnte ab-
gewehrt werden. Wir hatten 1982 um des Fortschritts willen den Wunsch 
der FLS in Kauf genommen, ihre damaligen Konzessionen zulasten der 
SWAPO nicht in einem offiziellen VN-Dokument zu publizieren; jetzt ent-
schloß sich GS Perez de Cuéllar auf unseren Rat hin, das IP eigenstän-
dig doch noch in Dokument S/20635 vom 16. Mai 1989 (!) zu veröffentli-
chen. 

13. Abgesehen vom ideenreichen Erhandeln des Lösungsplans 1977-
82 bleibt es in den Jahren danach ein Verdienst der KG - mit, wie ich zu 
zeigen versucht habe, wesentlichen Beiträgen der deutschen Seite - , in 
stetiger unnachgiebiger Aktivität den Plan als einzigen gangbaren Weg 
im Mittelpunkt gehalten, so die kontinuierliche Vorbereitung von UNTAG 
ermöglicht und schließlich den friedlichen und demokratischen Übergang 
Namibias in die Unabhängigkeit in genauer Anwendung dieses Plans 
gesichert zu haben. 

Wie dargelegt, hätte dieses Resultat bei Verzicht auf das US-„Linkage" 
schon 1982 erreicht werden können. Zu meinen, zu diesem Resultat wä-
re es angesichts der Wende in der sowjetischen VN-Politik ab 1988 
auch ohne die Vorarbeit der KG gekommen, wäre eine weltfremde Hypo-
these. 

Dazu drei Feststellungen: 

a) Ohne SR 435 hätte man 1988 vor der Aufgabe gestanden, erst ein-
mal mit den auch jetzt schwierigen Beteiligten einen neuen Plan aus-
zuhandeln. Das hätte weitere Jahre der Unsicherheit bedeutet. 

b) Schon allein durch das stetige Festhalten an SR 435 blieb den Afri-
kanern eine friedenserhaltende Perspektive. Ohne sie wäre ein Wie-
deraufleben des bewaffneten Kampfes nicht zu verhindern gewesen. 

c) Der KG war es all die Jahre gelungen, in den VN ständig die Hoff-
nung zu fördern, ein baldiger Beginn der SR 435-Ausführung sei in 
Reichweite. Wir selbst haben ja die Hoffnung nie aufgegeben, Wa-
shington könnte das „linkage" alsbald durchsetzen oder fallen lassen. 
Daher sind auch die konkreten Vorbereitungen für UNTAG nach der 
„Iinkage"-Bremse noch fortgeführt und dann ständig parat gehalten 
worden, und es ist unstreitig, daß diese lange und gründliche Vorbe-
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reitung den überzeugenden Erfolg dieser Operation wesentlich geför-
dert hat. 

14. Es war ergreifend für mich, am Unabhängigkeitstag, dem 21. März 
1990, im Stadion von Windhuk zu erleben, wie das Restkontingent süd-
afrikanischer Truppen da geordnet, feierlich und zu Marschmusik aus-
marschierte. Ein kriegerischer Jahrhundertkonflikt durch Verhandeln ge-
löst! Was immer mein Beitrag sein konnte - ich bin dabeigewesen. 
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Die neue Struktur der UN-Informationsarbeit in Europa 
Axel Wüstenhagen 

Es hat in den letzten Tagen ein leichtes Rauschen im Blätterwald der 
deutschen Medien gegeben, als Reaktion auf eine vor rund 14 Tagen er-
folgte Ankündigung durch den Pressesprecher des Generalsekretärs in 
New York, der Generalsekretär habe beschlossen, die neun Informati-
onszentren der Vereinten Nationen in Westeuropa mit Jahresende zu 
schließen und sie in einem regionalen Informationsbüro - aller Voraus-
sicht nach in Brüssel - zusammenzulegen. 

Vor drei Tagen hat dazu die Staatsministerin im Auswärtigen Amt, Ker-
stin Müller, in einem Interview mit dem Bonner General-Anzeiger ein ge-
wisses Unbehagen über die Aussicht einer totalen Schließung des 
Bonner Informationsbüros zum Ausdruck gebracht und die Sorge geäu-
ßert, daß die von der deutschen Bundesregierung angestrebte Stärkung 
und Erweiterung des UN-Standortes in Bonn davon in Mitleidenschaft 
gezogen werden könnte. 
Von mancher Seite wurden diese Bedenken mit dem Hinweis relativiert, 
es gehe hier doch bloß um den Abbau von fünf der 500 UN-Posten in 
Bonn, also lediglich um 1%, was keine Beeinträchtigung des UN-
Standortes in Bonn bedeute. Dem kann man aber entgegenhalten, daß 
die Frage der Kommunikatikon und der Selbstdarstellung der Vereinten 
Nationen in einem zunehmend wichtigen Standort der Weltorganisation 
in Deutschland nicht nur als rein numerisches Problem gesehen werden 
dürfe. 

Zur Vorgeschichte des Beschlusses: Die Reorganisation der Hauptabtei-
lung Presse und Information der Vereinten Nationen war bereits Gegen-
stand der ersten Reformmaßnahmen von UN-Generalsekretär Kofi An-
nan im Jahre 1997. Reformen der Hauptabteilung sind allerdings nicht 
unbedingt etwas absolut Neues. Auf längere Sicht gesehen fanden diese 
Reformbemühungen, wie auch andere Reformen in den Vereinten Na-
tionen, in Zyklen von 7 - 8 Jahren immer wieder statt und haben immer 
die einen oder anderen Veränderungen gebracht. Aber diesmal geht die 
Reform doch um einen entscheidenden Schritt weiter, wie das im soge-
nannten zweiten Reformpaket verdeutlicht wird, das Generalsekretär 
Annan im September des Vorjahres in einem Bericht unter dem Titel 
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„Stärkung der Vereinten Nationen - Eine Agenda für weitere Verände-
rungen" vorgelegt hatte. 

Unter der Überschrift „Tun, was wichtig ist", fordert der Generalsekretär 
darin, daß die Vereinten Nationen ihre Tätigkeit nach den in der Millenni-
umserklärung und von den Weltkonferenzen der letzten Jahrzehnte fest-
gelegten Prioritäten ausrichten, Tätigkeiten, die nicht länger relevant 
sind, einstellen, und sich stärker auf neue Fragen und neue Herausfor-
derungen wie etwa auf Probleme der Globalisierung, der Konfliktpräven-
tion und des Terrorismus konzentrieren sollen. 

In zwei konkreten Arbeitsbereichen spricht sich der Generalsekretär für 
neue Ansätze aus: bei der Förderung und dem Schutz der Menschen-
rechte, sowie in der Hauptabteilung Presse und Information. Beide Be-
reiche - und diese Schlußfolgerung kann nur geteilt werden - leiden un-
ter einer Überfülle an Aufgaben und Aufträgen, die zu einer Zersplitte-
rung der Bemühungen geführt hat und nach einer neuen Struktur ver-
langt. Das gilt besonders für die Hauptabteilung Presse und Information, 
die in einem Großteil der jedes Jahr von der Generalversammlung ver-
abschiedeten rund 250 Resolutionen immer neue Aufträge zur Förde-
rung der Umsetzung und Unterstützung der darin vorgesehenen Maß-
nahmen erhält. 

In den nächsten drei Jahren soll eine eingehende Evaluierung der Arbeit 
der Hauptabteilung Presse und Information, vor allem ihrer Kostenwirk-
samkeit, vorgenommen werden. Darüber hinaus soll das bestehende 
Netz der UN-Informationszentren gestrafft und um regionale Informati-
onsbüros gruppiert werden, wobei Westeuropa den Anfang machen soll. 

Der Bericht betont, dass die UN-Informationszentren eine entscheidende 
Rolle bei der Verbreitung der Botschaft der Vereinten Nationen weltweit 
spielen, daß sie gewissermaßen die „Augen und Ohren" der Organisati-
on vor Ort sind, wenn sie Nachrichten und Stimmungsbilder über die 
Vereinten Nationen an die Zentrale rückmeiden und das Büro des Gene-
ralsekretärs über die öffentliche Meinungsbildung in den Mitgliedstaaten 
zu wesentlichen Aktivitäten der Vereinten Nationen auf dem laufenden 
halten. 

Der Bericht verweist auch auf die radikal neue weltweite Medienland-
schaft, auf die Veränderungen in der Informationskultur und auf die revo-
lutionären Fortschritte in der Informations- und Kommunikationstechno-
logie. In einer Analyse des Budgets der Hauptabteilung Presse und In-
formation stellt der Bericht fest, daß 35% des Gesamthaushaltes der 
Hauptabteilung für die Informationszentren ausgegeben werden, wobei 
40% dieser Ausgaben wiederum auf UN-Informationszentren in entwik-
kelten Ländern mit hohem Preisniveau entfallen. Genannt werden in die-
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sem Zusammenhang explizit Australien, Japan, die Vereinigten Staaten 
und die meisten Länder der Europäischen Union. 

Nun muß man allerdings wissen, daß es derzeit rund 70 UN-
Informationszentren weltweit gibt, die angesichts der relativ geringen Mit-
tel der Hauptabteilung außerordentlich mager dotiert sind. Die meisten 
Informationszentren haben seit langem „zu wenig zum leben und zuviel 
zum sterben". So lag zum Beispiel der gesamte Sachaufwand, den das 
Informationszentrum der Vereinten Nationen für Deutschland im vergan-
genen Jahr zur Verfügung hatte, bei knapp $ 100.000, Im wesentlichen 
decken die Budgetansätze der Hauptabteilung gerade einmal die Perso-
nalkosten der Mitarbeiter der Informationszentren, Für größere Aktionen, 
höhere Auflagen von Informationsmaterial und Broschüren in der Lan-
dessprache oder andere Vorhaben müssen die Informationszentren 
meist vor Ort Partnerschaften mit Regierungsstellen, Stiftungen, Nichtre-
gierungsorganisationen und andere interessierte Stellen zur Finanzie-
rung dieser Vorhaben suchen. 
Der Bericht des Generalsekretärs spricht sich daher für eine Umleitung 
von Ressourcen aus, um stärkere Informationszentren an einer kleineren 
Zahl strategischer Standorte unterhalten zu können. Als beste Option 
sieht der Bericht die Schaffung regionaler Schwerpunktzentren, die über 
entsprechende Ressourcen und Kapazitäten verfügen sollen, um die Öf-
fentlichkeit in den von ihnen betreuten Ländern zielgerichtet und profes-
sionell informieren zu können. 

Als erster Schritt wurde vorgeschlagen, die UN-Informationszentren in 
Westeuropa zu straffen und sie in einem regionalen Informationszentrum 
zusammenzufassen, voraussichtlich mit Sitz in Brüssel. 
interessant in diesem Zusammenhang ist, daß in dem Bericht des Gene-
ralsekretärs stets von westeuropäischen Zentren die Rede ist und nicht 
von Zentren in der Europäischen Union. Das wird später in der Umset-
zungsphase uminterpretiert. Wer mit den Sprachregelungen in den Ver-
einten Nationen vertraut ist, weiß, daß der Begriff Westeuropa aufgrund 
der regionalen Gruppenzuteilung zumeist „Westeuropa und andere Staa-
ten" (WEO-Gruppe) bedeutet und neben den rein geografisch in Westeu-
ropa liegenden Ländern politisch auch Staaten wie die USA oder Austra-
lien und Japan umfaßt. Die zuvor genannte Auflistung von Australien, 
Japan und den Vereinigten Staaten noch vor der Nennung der Europäi-
schen Union, deutet für mich darauf hin, daß ursprünglich die gesamte 
WEO-Gruppe gemeint war. 

Die Generalversammlung hat sich im vergangenen Herbst sehr intensiv 
mit dieser Frage auseinandergesetzt. Es gab dazu nach Beratungen in 
dem dafür zuständigen Vierten Hauptausschuss eine sehr umfangreiche 
Resolution der Generalversammlung zur Informationspolitik und Informa-
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tionstätigkeit der Vereinten Nationen (57/130B vom 11. September 
2002). Darin bestätigt die Generalversammlung die vorrangige Aufgabe 
der Hauptabteilung Presse und Information, mit ihrer Kommunikationsar-
beit „der Öffentlichkeit sachlich richtige, unparteiliche, umfassende und 
zeitgerechte Informationen über Aufgaben und Verantwortlichkeiten der 
Vereinten Nationen zur Verfügung zu stellen". Die Resolution spricht sich 
für die Fortsetzung der Überprüfung der Arbeit der Hauptabteilung aus 
und äußert Besorgnis über das nach wie vor große Gefälle zwischen den 
hochentwickelten Industriestaaten und den Entwicklungsländern im Be-
reich der Informations- und Kommunikationstechnologie. Sie stellt fest, 
daß auf die Entwicklungen der raschen Veränderungen im Bereich der 
Informationstechnologie reagiert werden soll, und sie enthält einen sehr 
detaillierten Abschnitt zum Thema Informationszentren der Vereinten Na-
tionen. 

Darin wird zu Beginn neuerlich festgestellt, daß die UN-
Informationszentren auch künftig eine maßgebliche Rolle bei der 
Verbreitung von Informationen über die Arbeit der Organisation spielen 
sollen, daß sie als „lokale Stimme" der Hauptabteilung Presse und In-
formation die Öffentlichkeit auf lokaler Ebene sensibilisieren und ihre Un-
terstützung für die Arbeit der Vereinten Nationen mobilisieren sollen, 
eingedenk dessen, heißt es hier wörtlich, daß „Informationen in den 
Ortssprachen die stärkste Wirkung auf die örtliche Bevölkerung aus-
üben". 
Die Generalversammlung begrüßte das Vorhaben der Hauptabteilung, 
die Veranschlagung der personellen und finanziellen Mittel zu überprü-
fen, mit dem Ziel, eventuell Ressourcen aus Informationszentren in ent-
wickelten Ländern in solche in Entwicklungsländen zu übertragen. Diese 
Formulierung verdeutlicht wohl am besten die eigentliche politische In-
tention dieses Regionalisierungskonzeptes. 

Schließlich, so heißt es in dem Resolutionstext weiter, nimmt die Gene-
ralversammlung „Kenntnis von der Möglichkeit regionale Informations-
zentren zu schaffen, vor allem, aber nicht ausschließlich, in Gebieten, in 
denen sprachliche Gemeinsamkeiten die Regionalisierung erleichtern". 
Sie betont, daß der Informationsausschuß die vorgeschlagenen Leitlinien 
und Kriterien hinsichtlich der Zweckmäßigkeit der Verwirklichung der 
Möglichkeit prüfen soll und daß solche Regionalzentren „vorbehaltlich 
der Billigung dieser Leitlinien durch die Generalversammlung in flexibler 
Weise nach Möglichkeit auf fallweiser Basis und nur mit ausdrücklicher 
Zustimmung aller beteiligten Gaststaaten geschaffen werden". 

Ein interessantes Dokument, das jedoch - kaum, daß es veröffentlicht 
war - auch schon wieder vergessen schien, denn nur neun Tage später 
verabschiedete die Generalversammlung eine zweite Resolution zu die-
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lungsresolutionen noch auf eingehende Konsultationen mit den betroffe-
nen Gaststaaten warteten. 

Am 9. Mai 2003 hat der Informationsausschuß dann einen Resolutions-
entwurf an die Generalversammlung verabschiedet, der den Generalse-
kretär ermächtigt, diesen Plan umzusetzen, und ihn beauftragt, der 
nächsten Generalversammlung einen Durchführungsbericht vorzulegen. 
Wenige Tage später ließ der Generalsekretär durch seinen Pressespre-
cher die Schließung von neun Informationszentren in der Europäischen 
Union (London, Paris, Madrid, Lissabon, Rom, Athen, Bonn, Kopenha-
gen und Brüssel) mit Jahresende 2003 verkünden. Die beiden Informati-
onsdienste der Vereinten Nationen in Genf und Wien sind von diesem 
Beschluß nicht betroffen. Unberührt bleiben auch — entgegen den Fest-
stellungen im Bericht des Generalsekretärs die Informationszentren in 
Washington, Tokio und Sydney. Auch von einer Umsetzung des Regio-
nalisierungskonzeptes in anderen Regionen ist jetzt nicht mehr die Rede. 

Während diese Ankündigung in einigen Hauptstädten zu unterschiedli-
chen Reaktionen führte, bereitete die Hauptabteilung Presse und Infor-
mation ein internes Arbeitspapier über die geplante Struktur des Regio-
nalbüros in Brüssel vor, das auch bei einem Treffen von Kommunikati-
onsexperten und Direktoren der von der Schließung betroffenen UN-
Informationszentren in Europa vom 14.-16. Juni in Baden bei Wien erör-
tert wurde. Wie zu hören war, soll die überwiegende Mehrheit der Teil-
nehmer erhebliche Zweifel an der praktischen Durchführbarkeit dieses 
Konzeptes angemeldet und in Frage gestellt haben, ob die in dem neuen 
Regionalbüro anstehenden Aufgaben der umfassenden Informationsver-
sorgung in den EU-Ländern in dieser Form und Zusammensetzung wirk-
sam erfüllt werden können. 
Für Brüssel spreche vor allem die Nähe zur Europäischen Union, von 
der man sich eine wesentliche gegenseitige Kooperation und Unterstüt-
zung erwarte, heißt es in diesem Papier - mit anderen Worten, man 
wiegte sich in der Hoffnung, vieles, was man nicht mehr selber bezahlen 
konnte oder wollte, von der EU - möglichst gratis - zu bekommen. Dies 
würde vor allem für die Übersetzung von Pressemitteilungen, Publikatio-
nen und anderem Informationsmaterial in den lokalen Sprachen der EU-
Mitgliedsländer gelten, die nicht mehr von Mitarbeitern der UN-
Informationszentren vorgenommen werden sollen. 

Aus der Anwesenheit zahlreicher diplomatischer Vertretungen bei der 
EU und einer großen Zahl dort akkreditierter Journalisten erwarte man 
sich ebenfalls wichtige Synergieeffekte. Auf die Frage, ob die mit EU-
Angelegenheiten mehr als ausgelasteten Brüsseler Diplomaten und die 
auf EU-Fragen spezialisierten Medienvertreter überhaupt Interesse an 
UN-Informationen haben, wurde allerdings nicht näher eingegangen. 
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Das Konzept für Brüssel spricht von einer „kritischen Masse an Mitarbei-
tern", vom kostenwirksameren Einsatz der Ressourcen. Für jede Spra-
che der Region soll ein Informationsreferent in Brüssel tätig sein. Dieser 
„Länderreferent" soll von Brüssel aus Kontakte zu den wichtigsten Medi-
en in seinem jeweiligen Gastland pflegen, Meinungsbeiträge des Gene-
ralsekretärs und anderer hochrangiger Amtsträger der Vereinten Natio-
nen übersetzen und in führenden Medien seines Landes plazieren, Inter-
views organisieren, Pressekonferenzen geben, Hintergrundmaterial über 
Schwerpunktprogramme und wichtige Konferenzen und Jahresereignis-
se der Vereinten Nationen in der lokalen Sprache erstellen, er soll offizi-
elle Besuche des Generalsekretärs in seinem Land vorbereiten und den 
Generalsekretär bei diesen Besuchen begleiten, er soll einen täglichen 
Pressespiegel über Artikel und Kommentare über die Vereinten Nationen 
zusammenstellen und an das Büro des Generalsekretärs weiterleiten, er 
soll dem Pressesprecher des Generalsekretärs täglich die wichtigsten 
Schlagzeilen der Medien seines Landes liefern, er soll Nichtregierungs-
organisationen zu Partnerschaften bei der Umsetzung größerer Aktionen 
der Öffentlichkeitsarbeit gewinnen, er soll Informationsprogramme im 
Bildungsbereich für Schulen und Universitäten planen und durchführen, 
er soll zur Gewährleistung eines kohärenten, einheitlichen Auftretens der 
Vereinten Nationen im Informationsbereich an täglichen Koordinations-
sitzungen in Brüssel teilnehmen, wichtige persönliche Kontakte in sei-
nem Land 3-4 mal jährlich besuchen und daneben vielleicht auch noch 
einige Wochen im Jahr auf Urlaub gehen und ein paar Tage krank sein 
dürfen. An der realistischen Möglichkeit, all diesen Aufgaben kostenwirk-
sam und effektiv mit einer Person nachkommen und die Informationsar-
beit in den betreffenden Ländern dadurch verbessern und stärken zu 
können, darf angemessener Zweifel erhoben werden. 
Für die Beantwortung der zahlreichen Anfragen zur Arbeit der Vereinten 
Nationen, die bisher von den Referenzbibliotheken der Informationszen-
tren erfolgte - allein in Bonn sind das im Durchschnitt 600-800 Anfragen 
im Monat - soll in Brüssel jetzt nur mehr eine Arbeitskraft für alle EU-
Länder zur Verfügung stehen. 

Fast alle vor der Schließung stehenden Informationszentren veröffentli-
chen Informationen in lokaler Sprache auf ihren eigenen Websites im In-
ternet, die von Regierungsstellen, Journalisten, Universitäten und der 
allgemeinen Öffentlichkeit sehr intensiv besucht und genutzt werden. Die 
deutsche Website von UNIC-Bonn verzeichnete im letzten Quartal ange-
sichts der zunehmenden Irakkrise mehr als 125.000 Besuche oder 7,5 
Millionen hits pro Monat und rangierte damit durchaus beachtlich in der 
Größenordnung von Online-Diensten großer deutscher Zeitungen. Es 
versteht sich von selbst, daß diese Websites entsprechend gepflegt und 
täglich aktualisiert werden müssen, um attraktiv zu bleiben und von den 
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Internet-Nutzern angenommen zu werden. Dafür ständen in Brüssel nur 
ein Webmaster und eine Hilfskraft zur Verfügung, die sich täglich um 
Websites in mehr als 10 Sprachen kümmern müßten. 

Um den anstehenden Informationsanforderungen mit einem drastisch 
reduzierten Personalstand und fernab von den dafür erforderlichen en-
gen persönlichen Kontakten vor Ort wahrnehmen zu können, müssen 
wichtige Aktivitäten „ausgelagert" werden. Man erwartet von Nichtregie-
rungsorganisationen - insbesondere den Gesellschaften für die Verein-
ten Nationen (UNAs), daß sie einen Großteil dieser Aufgaben überneh-
men. Viele Informationsaufgaben sollen auch von den jeweiligen natio-
nalen Regierungen wahrgenommen werden - nur: mit beiden wurde bis-
her über Einzelheiten der erwarteten „Amtshilfe" noch gar nicht gespro-
chen und es ist zweifelhaft, ob in allen Mitgliedstaaten der EU UNAs per-
sonell und finanziell für die Übernahme diese Aufgaben in der Lage und 
gerüstet sind. 

Für all diese offenen Fragen Lösungen zu finden und dabei den jeweili-
gen Gegebenheiten und Interessenslagen der Mitgliedstaaten Rechnung 
zu tragen - das sind die konkreten Probleme, mit denen die Umstruktu-
rierung der Informationsarbeit der Vereinten Nationen in Westeuropa 
jetzt konfrontiert ist. Der politische Beschluß zur Regionalisierung liegt 
vor und muß jetzt umgesetzt werden. In den europäischen Hauptstädten 
gibt es dazu noch unterschiedliche Reaktionen. Die gilt es, auf einen 
Nenner zu bringen. Und das muß durch konkrete Konsultationen in den 
europäischen Hauptstädten, die dies wünschen, geschehen. 

So wird bereits am 7./8. Juli der Untergeneralsekretär der Vereinten Na-
tionen für Presse und Kommunikation, Shashi Tharoor, zu Gesprächen 
mit den maßgeblichen Vertretern des Auswärtigen Amtes in Bonn erwar-
tet. Dabei wird es auch um die Frage gehen, ob es neben dem Regio-
nalbüro in Brüssel noch irgendeine weitere Form der Informationsprä-
senz der Vereinten Nationen in Bonn geben kann. Eine organisations-
übergreifende gemeinsame Öffentlichkeitsarbeit der in Bonn ansässigen 
UN-Programme und Organisationen und das steigende Interesse am 
UN-Standort Bonn lassen dies dringend geboten erscheinen. Die politi-
sche, technische und nicht zuletzt finanzielle Realisierung einer solchen 
Informationspräsenz muß allerdings noch im einzelnen von und mit allen 
zuständigen Seiten eingehend geprüft und erörtert werden. Hier sind die 
Hauptabteilung Presse und Information, die Bonner UN-Organisationen, 
aber auch die Behörden des Gastlandes in Bund, Ländern und Gemein-
den gefordert, einen innovativen Weg zu finden, der den Blick für das 
Gemeinsame und die richtige Einschätzung der Interessenlage aller be-
teiligten Seiten erfordert. 
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In dieser Diskussion wurde vor allem Enttäuschung über die Entschei-
dung, die einzelnen Informationszentren zu schließen und den Service 
von UNIC in Brüssel zu zentralisieren, formuliert. Alle Anwesenden lob-
ten die Tätigkeit der UNIC-Büros, mit denen sie in der Vergangenheit zu 
tun hatten. Es gab Vorschläge, sich um private Gelder zu bemühen 
(Nehls, Brauch, Osswald). Wüstenhagen entgegnete, daß entsprechen-
de Versuche nicht unternommen worden seien, die Straffung des Appa-
rates und die Einsparung von Mitteln hätten im Vordergrund gestanden. 

Thematisiert wurde auch die fehlende Unterstützung der Regierungen 
der betroffenen Staaten für „ihre" UNIC-Büros (Hüfner), wobei Wüsten-
hagen zu bedenken gab, daß die Regierungen den Erfolg der Reform-
bemühungen des Generalsekretärs insgesamt nicht gefährden wollten. 
Deshalb sei ein „Herausschießen einzelner Bausteine" unterblieben. 
Ein sinkendes Interesse an den Vereinten Nationen (so Völkel) könne er 
nicht konstatieren, meinte Wüstenhagen. Er erwähnte eine vergleichs-
weise dichte Berichterstattung in allen Medien über Fragen, die mit den 
Vereinten Nationen zusammenhingen. Im Zusammenhang mit dem Irak-
Konflikt habe dies sogar noch einmal zugenommen. 
Erinnert wurde auch daran, daß die UNIC-Büros nicht nur in den jeweili-
gen Ländern über die Vereinten Nationen informiert, sondern auch um-
gekehrt den Generalsekretär über die Diskussionen in den einzelnen 
Ländern über die Vereinten Nationen in Kenntnis gesetzt hätten (Hüf-
ner). Diese Funktion - täglicher Pressespiegel für den Generalsekretär, 
Hintergrundberichte beispielsweise zu Wahlen, etc. - wurde erläutert 
und um den Hinweis ergänzt, daß die UNIC-Büros darüber hinaus bei 
Besuchen des Generalsekretärs in den jeweiligen Ländern auch die Auf-
gaben eines Logistik- und Kommunikationsbüros wahrgenommen hätten. 
Dies solle zukünftig, so Wüstenhagen, von den nationalen Regierungen 
geleistet werden. 
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